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Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB zum 
Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ der Stadt Bad Vilbel 

An der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB in der Zeit vom 01.07.2024 bis einschließlich 16.08.2024 wurden 68 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange beteiligt (s. Anlage). 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB fand in der Zeit vom 01.07.2024 bis einschließlich 16.08.2024 statt.  

35 Behörden und sonstige Träger haben geantwortet, davon haben 20 Behörden oder sonstige Träger Anregungen vorgebracht.  

Seitens der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen eingereicht. 

Die Inhalte der eingegangenen Stellungnahmen werden nachfolgend im Wortlaut und vollumfänglich wiedergegeben. 



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 3 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

1. Amt für Bodenmanagement Büdingen (03.07.2024) 
1.1 Zum Entwurf des Bebauungsplanes gebe ich für die Flurbereinigungs- und Ka-

tasterbehörde die folgende Stellungnahme zu landeskulturellen und bodenord-
nerischen Belangen sowie aus der Sicht des Liegenschaftskatasters ab: 

1. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher 
Regelungen: 

• Keine Einwendungen 

2. Fachliche Stellungnahme: 

• Zur Planung bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 

• Die Planung liegt nicht im Verfahrensgebiet eines derzeit laufenden 
Flurbereinigungsverfahrens. 

• Die Planung liegt nicht im Verfahrensgebiet eines derzeit laufenden 
städtischen Bodenordnungsverfahrens, das unserer Verantwortung 
unterliegt. 

• Derzeit ist vom Amt für Bodenmanagement Büdingen kein neues Flur-
bereinigungs- bzw. städtisches Bodenordnungsverfahren im Bereich 
der Planung vorgesehen. 

Stellungnahme ohne Anregung   

2. Avacon Netz GmbH (27.06.2024) 
2.1 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Nördlich der Theodor-Heuss-Str. II“ 

der Stadt Bad Vilbel befinden sich keine Versorgungsanlagen von Avacon Netz 
GmbH / Avacon Wasser GmbH / WEVG GmbH & Co KG. 

Stellungnahme ohne Anregung   

7. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (27.06.2024) 
7.1 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidi-

gungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vor-
haben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Stellungnahme ohne Anregung   

10. Deutsche Bahn AG - DB Immobilien (27.06.2024) 
10.1 Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB InfraGO AG (ehemals 

DB Netz AG / Station & Service AG) bevollmächtigtes Unternehmen, übersen-
det Ihnen hiermit folgende Stellungnahme zum o.g. Vorhaben. 

Durch den o. g. Bebauungsplan werden die Belange der DB AG und ihrer Kon-
zernunternehmen nicht berührt. Wir haben daher weder Bedenken noch Anre-
gungen vorzubringen. 

Zu 10.1: kein Abwägungserfordernis   
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

10.2 Auf die durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen ent-
stehenden Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall usw.) wird vor-
sorglich hingewiesen. 

Beschlussvorschlag zu 10.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Ein Hinweis auf entstehende Emissionen durch den Eisenbahnbetrieb ist 
bereits im Textteil des Bebauungsplans enthalten. 

  

13. Deutsche Telekom Technik GmbH (03.07.2024) 
13.1 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzei-

gentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deut-
sche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen 
abzugeben.  

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Ihr Schreiben haben wir am 26.06.2024 erhalten und sie erhalten hiermit unsere 
fristgerechte Stellungnahme: 

Vom eingereichten Bebauungsplan sind wir betroffen. Im Plangebiet befinden 
sich Telekommunikationsanlagen (Hausanschluss) der Telekom. (s. Anlage La-
geplan) 

Zu 13.1: kein Abwägungserfordernis   

13.2 Die im Planbereich liegenden Telekommunikationslinien der Telekom werden 
von der Baumaßnahme berührt und müssen bei Bedarf gesichert, verändert 
oder verlegt werden. 

Beschlussvorschlag zu 13.2: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplans vorhandenen Telekommu-
nikationslinien der Telekom, die sich außerhalb öffentlicher Verkehrsflä-
chen sowie öffentlicher Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
befinden, werden bei Bedarf im Rahmen der Realisierung des Baugebie-
tes verlegt. 

  

13.3 Für den Abbruch der bestehenden Hauseinführungen und eventuelle Neuan-
schlüsse melden sie sich bitte rechtzeitig bei unserem Bauherrenberatungsbüro 
unter der Hotline 0800 330 1903. 

Beschlussvorschlag zu 13.3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

13.4 Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhan-
denen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen 
Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Tele-
kommunikationslinien jederzeit möglich ist. 

Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Ar-
beiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Tele-
kommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der 
Telekom ist zu beachten. 

Beschlussvorschlag zu 13.4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

13.5 Gegen den Bebauungsplan gibt es keine Einwände. Für Rückfragen stehe ich 
gerne zur Verfügung. 

Zu 13.5: kein Abwägungserfordernis   
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Plan Text 

 Anlage 1 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

14. DFS Deutsche Flugsicherung GmbH (02.08.2024) 
14.1 Durch die oben aufgeführte Planung werden Belange der DFS Deutsche Flug-

sicherung GmbH bezüglich §18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) nicht berührt. Es 
werden daher unsererseits weder Bedenken noch Anregungen vorgebracht. 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht notwendig. 

Von dieser Stellungnahme bleiben die Aufgaben der Länder gemäß § 31 LuftVG 
unberührt. 

Wir haben das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) von unserer Stel-
lungnahme informiert. 

Stellungnahme ohne Anregung   

20. hessenArchäologie, Landesamt für Denkmalpflege Hessen (21.02.2025) 
20.1 Gegen den vorgesehenen Bebauungsplan werden seitens der Denkmalfachbe-

hörde keine grundsätzlichen Bedenken oder Änderungswünsche vorgebracht. 
Zu 20.1: kein Abwägungserfordernis   

20.2 Im Bereich des Plangebiets wurden bereits geomagnetische Untersuchungen 
und auch Ausgrabungen durchgeführt. Im Hinblick auf die gem. § 1 Abs. 6 Nr. 
5 BauGB gebotene Berücksichtigung der Belange des Bodendenkmalschutzes 
und der Bodendenkmalpflege ist eine hinreichende Berücksichtigung der o. g. 
öffentlichen Belange mit folgender Maßgabe sicherzustellen: 

1. Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem 
Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie, oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen (§ 21 HDSchG) in diesen 
Fällen kann für die weitere Fortführung des Vorhabens eine denkmal-
schutzrechtliche Genehmigung nach § 18 HDSchG erforderlich werden. 

Beschlussvorschlag zu 20.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der bestehende Hinweis zur Sicherung von Bodendenkmälern im Text-
teil des Bebauungsplans wird entsprechend der vorgebrachten Stellung-
nahme ergänzt.  

 X 

20.3 2. Da bei den Grabungsarbeiten nur Teilbereiche der Gesamtfläche geöffnet 
wurden, sind die geplanten Erschließungsstraßen baubegleitend durch 
eine vom Verursacher beauftragte Grabungsfirma zu untersuchen. Art und 
Umfang sind vor Beginn mit der Archäologischen Denkmalpflege des Wet-
teraukreises und der hessenARCHÄOLOGIE abzustimmen. 

Beschlussvorschlag zu 20.3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der bestehende Hinweis zur Sicherung von Bodendenkmälern im Text-
teil des Bebauungsplans wird entsprechend der vorgebrachten Stellung-
nahme ergänzt. 

 X 

20.4 3. Sollten bedeutende Reste vorgeschichtlicher Siedlungen / Gräber oder an-
dere Kulturdenkmäler auftreten gilt, dass durch die weitere Bebauung Kul-
turdenkmäler im Sinne von § 2 Abs. 2 HDSchG (Bodendenkmäler) zerstört 
werden. Daher muss im Vorfeld weiterer Bodeneingriffe eine Grabungs-
maßnahme vorgeschaltet werden, um das Kulturgut zu dokumentieren und 

Beschlussvorschlag zu 20.4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 X 



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 8 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

zu sichern (§ 18 Abs. 5 HDSchG). Diese Kosten sind vom jeweiligen Ver-
ursacher zu tragen. 

Begründung: 

Der bestehende Hinweis zur Sicherung von Bodendenkmälern im Text-
teil des Bebauungsplans wird entsprechend der vorgebrachten Stellung-
nahme ergänzt. 

20.5 Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu 
den öffentlichen Belangen des Bodendenkmalschutzes und der Boden-
denkmalpflege. Eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des 
Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege behält sich die Denk-
malfachbehörde vor. 

Zu 20.5: kein Abwägungserfordernis   

22. Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrsmanagement Gelnhausen (14.08.2024) 
22.1 Bestandteil der Verfahrensunterlagen ist eine überarbeitete Verkehrsuntersu-

chung, erstellt von der Ingenieurgesellschaft für Verkehr und Stadtplanung mbH 
vom Dezember 2023. 

Die im zusammenfassenden Ergebnis der Verkehrsuntersuchung vorgeschla-
genen Maßnahmen an den kommunalen Straßen sind im Zusammenhang zur 
gesicherten Gebietserschließung baulich umzusetzen. 

Beschlussvorschlag zu 22.1: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Die innerhalb des Plangebietes festgesetzten öffentlichen Straßenver-
kehrsflächen sind in Bezug auf die Umsetzung der Maßnahmen aus der 
Verkehrsuntersuchung ausreichend dimensioniert. Die konkrete Ausge-
staltung der öffentlichen Straßenverkehrsflächen innerhalb des Plange-
bietes betrifft die Realisierung der Planung und ist nicht Regelungsge-
genstand des Bebauungsplans.  

  

22.2 Darüberhinausgehend bestehen seitens dem Hessen Mobil Straßen- und Ver-
kehrsmanagement über unsere Stellungnahme vom 12.01.2022, Az.: 34c2– 
BV13.3Zi – 21-026505, die weiterhin ihre volle Gültigkeit behält, hinausgehend, 
keine straßenrechtlich relevanten die Kreisstraße 10 betreffenden Einwände 
zur vorliegenden Bauleitplanung. 

Zu 22.2: kein Abwägungserfordernis   

22.3 Wir bitten Sie, uns über die Inkraftsetzung des genehmigten und veröffentlich-
ten Bauleitplanes zu informieren und uns diesen digital (als pdf) zukommen zu 
lassen. 

Zu 22.3: der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwägungs-
erfordernis 

  

 

22.4 

Stellungnahme vom 12.01.2022: 

Das ausgewiesene Plangebiet berührt im Westen die Kreisstraße K 10. Die ver-
kehrliche Erschließung ist bereits über einen bestehenden Kreisverkehrsplatz 
auf der K 10 und im weiteren Verlauf unmittelbar über die Haupt-Erschließungs-
Straße „Theodor Heuss Straße“ gesichert. Weiterhin wird zukünftig der Ausbau 
einer neuen Anbindung an die „Theodor Heuss Straße“ in Gegenlage zur vor-
handenen „Eibenstraße“ erforderlich werden und im weiteren Verlauf der Aus-
bau der Planstraße A für das geplante Gewerbegebiet (siehe hierzu auch 

Zu 22.4: kein Abwägungserfordernis   
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Anhang D „Vorentwurf Lageplan – Anbindung Planstraße A - der Verkehrsun-
tersuchung erstellt von „IMB Plan“ vom September 2021.) 

Daher bestehen gegen die Aufstellung des o.g. Bebauungsplanes aus Sicht der 
verkehrlichen Erschließung sowie straßenrechtlich keine Anregungen oder 
etwa Bedenken. 

22.5 Grundsätzlich können gegen die Straßenbaubehörde keine Ansprüche auf Im-
missionsschutzmaßnahmen geltend gemacht werden. 

Beschlussvorschlag zu 22.5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis ist bereits im Textteil des Bauungsplans ent-
halten. 

  

22.6 Die Offenlage bitte wir uns rechtzeitig mitzuteilen. Beschlussvorschlag zu 22.6: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (2) BauGB fand in der Zeit vom 01.07.2024 bis einschließlich 
16.08.2024 statt. In diesem Rahmen wurde Hessen Mobil Straßen- und 
Verkehrsmanagement Gelnhausen rechtszeitig angeschrieben. 

  

24. Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg (14.08.2024) 
24.1 Vielen Dank für das Zusenden der Planungsunterlagen in oben genannter An-

gelegenheit. Hinsichtlich der durch uns zu vertretenden Belange der Wirtschaft 
haben wir keine Bedenken oder Anmerkungen. 

Stellungnahme ohne Anregung   

25. Kreisausschuss des Wetteraukreises - Fachdienst Strukturförderung und Umwelt (16.08.2024) 
25.1 Nachfolgend überlassen wir Ihnen die Stellungnahme des Wetteraukreises: 

FSt 1.3.1 Straßenverkehrs- und Zulassungsangelegenheiten 

Ansprechpartner/in: […] 

1. Einwendungen und Bedenken 

Gegen die eingereichten Planungsunterlagen bestehen aus straßenverkehrs-
rechtlicher Sicht für meinen Zuständigkeitsbereich grundsätzlich keine Beden-
ken. 

Zu 25.1: kein Abwägungserfordernis   

25.2 Dem Vorhaben wird allerdings nur zugestimmt sofern die Verkehrssituation an 
den genannten Knotenpunkten weiterhin unter Beobachtung bleibt und 

Beschlussvorschlag zu 25.2: 

Der Anregung wird gefolgt.  

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 10 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

regelmäßig überprüft wird. Auch ist die weitere Entwicklung der Verkehrssitua-
tion hinsichtlich der Anbindung an die B 3 ist im Auge zu behalten. 

Begründung: 

Im Zuge der Realisierung der Bauvorhaben im Planbereich des Bebau-
ungsplans „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, wird die Verkehrssi-
tuation an den Knotenpunkten „Theodor-Heuss-Kreisel“ sowie die Kreu-
zung „Theodor-Heuss-Straße / Eibenstraße“ weiterhin beobachtet. 

25.3 Bezüglich des Überschreitens von Verkehrslärmwerten wird unsererseits da-
raufhin gewiesen das entsprechende Maßnahmen gegen Lärm im Vorhinein zu 
treffen sind. Einer nachträglichen Reduzierung von Geschwindigkeiten wird auf 
Grund von Lärmschutz nicht zugestimmt werden. 

Beschlussvorschlag zu 25.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße II“ wurde durch die GSA Ziegelmeyer GmbH, Hohenstein, 
eine Geräuschimmissionsprognose u. a. zur Ermittlung der Geräuschbe-
lastungen des Plangebietes durch Straßen- und Schienenverkehr er-
stellt. Auf der Grundlage dieser schalltechnischen Untersuchung ist die 
Festsetzung entsprechender passiver Schallschutzmaßnahmen erfolgt. 

  

25.4 2. Anregungen 

Siehe oben. 

Beschlussvorschlag zu 25.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge zu 25.2 und 25.3. 

  

25.5  FSt 2.4.3 Infektionsschutz und Hygiene: 

Ansprechpartner: […] 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Rege-
lungen: Hinsichtlich der fachlich von uns zu vertretenden Belange werden keine 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit vorgebracht. 

Rechtsgrundlage: 

Entfällt. 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Hinsichtlich der fachlich von uns zu vertretenden Belange ist keine fachliche 
Stellungnahme zu abwägungsfähigen Sachverhalten erforderlich. 

Zu 25.5: kein Abwägungserfordernis   

25.6 FSt 2.3.6 Brandschutz 

Ansprechpartner/in: […] 

Beschlussvorschlag zu 25.6: 

Der Anregung wird gefolgt.  

 X 
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Gegen das Vorhaben bestehen keine Bedenken, wenn folgende Maßnahmen 
berücksichtigt werden: 

Möglichkeiten der Überwindung: 

Löschwasserversorgung 

Zur Sicherstellung des Löschwasserbedarfs (§ 3 Abs. 4 HBKG) ist in Anlehnung 
an das DVGW Regelwerk - Arbeitsblatt W 405 entsprechend der baulichen Nut-
zung gemäß § 17 Baunutzugsverordnung - BauNVO - folgender Löschwasser-
bedarf erforderlich: 

2400 l/min. 

Diese Löschwassermenge muss mindestens für eine Löschzeit von 2 Stunden 
zur Verfügung stehen. 

Der Fließdruck darf im Versorgungsnetz bei max. Löschwasserentnahme über 
die eingebauten Hydranten nicht unter 1,5 bar absinken. 

Kann diese Löschwassermenge vom öffentlichen Versorgungsnetz nicht er-
bracht werden, so ist der Löschwasservorrat durch andere geeignete Maßnah-
men, z. B. Löschteiche (DIN 14 210), unterirdische Löschwasserbehälter (DIN 
14 230) oder die Einrichtung von Löschwasserbehältern (DIN 14 230) oder die 
Einrichtung von Löschwasserentnahmestellen an „offenen Gewässern" sicher-
zustellen. 

Begründung: 

Für das Plangebiet des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-Heuss-
Straße II“ stellen die Stadtwerke Bad Vilbel GmbH den Löschwasserbe-
darf für den Grundschutz gem. DVGW-Arbeitsblatt W 405 „Bereitstellung 
von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“ zur Ver-
fügung. Im konkreten Fall sind dies 144 m³/h = 2.400 l/Min. bei einem 
Mindestfließdruck von 1,5 bar. 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird um die entsprechenden An-
gaben ergänzt.  

25.7 Hydranten: 

Zur Löschwasserentnahme sind im öffentlichen Versorgungsnetz Hydranten - 
Unterflurhydranten nach DIN bzw. Überflurhydranten nach DIN 3222 einzu-
bauen. 

Folgende Abstände sind einzuhalten: 

• Offene Wohngebiete 120 m 

• geschlossene Wohngebiete 100 m 

• Geschäftsstraßen 80 m. 

Für den Einbau der Hydranten ist das DVGW Regelwerk - Arbeitsblatt W 331 
(M) - einzuhalten.  

Überflurhydranten sind entsprechend DIN 3222 farblich zu kennzeichnen. 

Unterflurhydranten sind durch Hinweisschilder für Brandschutzeinrichtungen 
nach DIN 4066 gut sichtbar zu kennzeichnen. 

Beschlussvorschlag zu 25.7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Lage und Ausprägung von Hydranten betreffen die Realisierung der 
Planung und sind nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 
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25.8 Sonstige Maßnahmen: 

Die Straßen sind so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer 
Achslast von mindestens 10 t und einem zulässigen Gesamtgewicht von 16 t 
ohne Schwierigkeiten befahren werden können. 

Auf die Muster Richtlinie der Fachkommission Bauaufsicht der ARGEBAU vom 
Juli 1998 „Flächen für die Feuerwehr" wird verwiesen. 

Beschlussvorschlag zu 25.8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Befestigung von Straßen betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

25.9 FSt 4.1.2 Naturschutz und Landschaftspflege 

Ansprechpartner: […] 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Rege-
lungen 

Die Planung wird hinsichtlich der uns zu vertretenden Belange als sehr kritisch 
eingestuft. Bezüglich der Herstellung des Planungsrechtes muss weiterhin auf 
eine Änderung des regionalen Flächennutzungsplans bestanden werden. 

Alle politischen Willenserklärungen auf Landes- und Bundesebene für eine 
nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung zielen darauf ab, die Umnutzung 
von Flächen durch Überbauung zu minimieren und bis 2030 auf unter 30 ha pro 
Tag zu senken. Planungen, die über Regionalverbände und Regionalpläne ei-
gentlich einer übergeordneten Steuerung unter Berücksichtigung des Minimie-
rungsziels unterworfen sein sollten, aber von Ausnahmeregelungen Gebrauch 
machen, können heute nicht mehr zeitgemäß sein. 

Beschlussvorschlag zu 25.9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die Stadt Bad Vilbel hat im Dezember 2021 einen Antrag auf Änderung 
des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
sowie einen Antrag für die Ausnahme von der Flächenausgleichsrichtli-
nie des Regionalverbandes Frankfurt-RheinMain gestellt. Die Einleitung 
des 8. Änderungsverfahrens für die Stadt Bad Vilbel „Nördlich der Theo-
dor-Heuss-Straße II“ mit anschließender frühzeitiger Beteiligung ist am 
04.05.2022 in der Verbandskammersitzung erfolgt und wurde am 
23.05.2022 im Staatsanzeiger veröffentlicht. Die frühzeitige Beteiligung 
fand vom 31.05.2022 bis 01.07.2022 statt. Die Durchführung der zweiten 
Beteiligung soll von der Verbandskammer am 01.10.2025 beschlossen 
werden.  

Im Stadtgebiet von Bad Vilbel sind nur noch in geringem Umfang Ent-
wicklungsflächen für die Ansiedlung oder Erweiterung von Gewerbebe-
trieben vorhanden, während ein Bedarf an zusätzlichen Gewerbeflächen 
besteht. Die Stadt ist derzeit nicht in der Lage zu helfen, wenn es darum 
geht, einen immer wieder auftretenden Flächenbedarf des heimischen 
Gewerbes zu decken. Das blockiert die Entwicklung des ansässigen Ge-
werbes und auch die Aussiedlung z.B. von Handwerksbetrieben aus der 
Innenstadt und einem Wohnumfeld. 

Daher plant die Stadt Bad Vilbel die Entwicklung des neuen Gewerbege-
bietes „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ am nördlichen Rand des 
Stadtteils Dortelweil. Es handelt sich dabei um ein wichtiges Stadtent-
wicklungsprojekt, um insbesondere lokalen Gewerbebetrieben in Bad 
Vilbel eine Standortperspektive zu bieten.  

  

25.10 Bei dem vorliegenden Vorentwurf ist zudem die „Lücke" zu kritisieren, die durch 
die fehlende Verfügbarkeit zweier Grundstücke zwischen bestehendem Orts-
rand und geplantem Gewerbegebiet entsteht. Auch dies widerspricht den Krite-
rien zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden.  

Beschlussvorschlag zu 25.10: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  
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Plan Text 

Begründung: 

Die im Südosten des Plangebietes vorhandenen Flurstücke 29/2 und 
30/1 befinden sich im Privateigentum und bleiben von der Planung des 
Baugebietes unberührt. Entsprechend der im Bestand vorhandenen Si-
tuation werden die Flurstücke als Fläche für die Landwirtschaft festge-
setzt. Zwischen der Stadt Bad Vilbel und dem Grundstückseigentümer 
besteht keine Einigung, die entsprechenden Flächen als Gewerbegebiet 
auszuweisen. 

25.11 Der Erhalt gesunder und ertragsfähiger Böden mit den vielfältigen Funktionen 
für die menschliche Versorgung und als Lebensraum muss höher gewichtet 
werden, als Gewerbeentwicklungen in einer Stadt, die in diesem Bereich gut 
aufgestellt ist. 

Beschlussvorschlag zu 25.11: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplans wurde durch das In-
genieurbüro für Boden- und Grundwasserschutz Schnittstelle Boden 
GmbH, Ober Mörlen, ein Fachbeitrag zum Schutzgut Boden zur Bewer-
tung der im Plangebiet vorhandenen Böden durchgeführt. Es wurde ein 
Kompensationsbedarf für das Schutzgut Boden von 30,60 Bodenwert-
einheiten festgestellt. 

Unter Beachtung der Minderungsmaßnahmen aus den Festsetzungen 
des Bebauungsplans verbleiben bodenfunktionale Beeinträchtigungen 
von 28,30 Bodenwerteinheiten. Gemäß Vermerk des Regierungspräsidi-
ums Darmstadt (Dezernat V 53.1 Naturschutz) vom 03.02.2023 kann das 
ermittelte Bodenwertdefizit im Rahmen der Bilanzierung nach Kompen-
sationsverordnung in Biotopwertpunkte umgerechnet werden (Faktor 
2.000). Das Bodenwertdefizit von 28,30 Bodenwerteinheiten entspricht 
somit 56.600 Biotopwertpunkten. Die Kompensation wird im Umweltbe-
richt dargestellt. 

  

25.12 Die Abarbeitung des strengen Artenschutzes ist unvollständig und die einge-
reichten Unterlagen sind fehlerhaft. Es ist eine CEF-Maßnahme (M7) zur Si-
cherstellung der Lebensraumfunktion für die Feldflur-Arten Feldhase, Rebhuhn, 
Feldlerche und Wiesen-Schafstelze geplant. Textlich beschrieben ist diese 
Maßnahme in der Gemarkung Rodheim, Flur 17, Flurstücke 19/4, 20, 21 und 
22. In der Karte ist eine Fläche zwischen Petterweil und Burgholzhausen mar-
kiert (Seite 20, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag). Es ist unklar, welche Flä-
che gemeint ist. Beide Flächen stehen im nicht unmittelbaren räumlichen Zu-
sammenhang und sind als CEF-Maßnahme nicht geeignet. Grundsätzlich sind 
auch die Ausgleichsflächen vorab zu kartieren, auch diese Angaben fehlen bei 
dieser grundsätzlich ungeeigneten Ausgleichsfläche. Des Weiteren wird die be-
schriebene Ausgleichsfläche ebenfalls für den Bebauungsplan „Krebsschere, 

Beschlussvorschlag zu 25.12: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die ursprünglich festgelegten Artenschutzmaßnahmen wurden mit der 
Unteren Naturschutzbehörde des Wetteraukreises bereits im September 
2023 abgestimmt. Eine entsprechende Mailbestätigung vom 21.09.2023 
liegt vor.  

Im Zuge nachfolgender Abstimmungsgespräche mit der Unteren Natur-
schutzbehörde des Wetteraukreises wurde eine neue 
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13. Änderung" herangezogen. Ebenso fehlen die Eigentumsverhältnisse zu die-
ser Fläche. 

Des Weiteren werden wertvolle Biotop- und Lebensraumstrukturen (Gehölze) 
von u. a. Stieglitz und Bluthänfling überplant, für die als Ausgleich ein Streifen 
von 5 m Straßenbegleitgrün zur Kreisstraße festgesetzt wird (M6). Der Aus-
gleich ist mit einem Vorlauf von 10 bis 30 Jahren beschrieben. Ein Erhalt dieser 
Biotopstrukturen wäre kurz- mittel- und langfristig zielführender als die Aus-
gleichsmaßnahme. 

Aus diesem Grund bestehen erhebliche Bedenken in Bezug auf den Arten-
schutz, der nicht der Abwägung unterliegt. 

Kompensationsfläche in der Nähe des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans gefunden. 

Die hierfür vorgesehene Fläche befindet sich zwischen Dortelweil und 
Klein-Karben ca. 700 m nordöstlich vom Plangebiet entfernt. Es handelt 
sich um das Flurstück 19/2 (teilweise) in der Flur 5, Gemarkung Dortel-
weil. Das Flurstück befindet sich im Eigentum der Stadt Bad Vilbel.  

Es handelt sich dabei um einen intensiv genutzten Acker ohne beson-
dere Strukturen (Säume o.ä.). Dazu wird auf der Fläche durch die Ein-
saat mit einer standortgerechten Wildkräuter-Saatgutmischung eine ma-
gere Brachwiese bzw. Blühfläche angelegt. Die Fläche wird dann jährlich 
im Herbst oder zeitigen Frühjahr alternierend zur Hälfte gemäht oder ge-
mulcht werden, um hier immer niedrige Vegetationsbereiche zu erhalten 
und ein Zuwachsen der Fläche zu verhindern.  

Die 1 ha große, rechteckige Ausgleichsfläche eignet sich grundsätzlich 
gut zur Anlage von artenreichen Blühflächen für das Rebhuhn und die 
Feldlerche. Bei entsprechender Anlage und Pflege der Fläche können 
hier die wegfallenden Reviere der Rebhühner und Feldlerchen im Plan-
gebiet ersetzt werden.  

Die intensiv genutzten Getreideäcker im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans, in denen Feldlerche, Rebhuhn und Wiesenschafstelze nach-
gewiesen wurden, sind praktisch ohne Wildkräuter, Saumstrukturen oder 
sonstige wichtige Habitatelemente und eher suboptimale Bruthabitate für 
diese Arten. Alle drei Arten nutzen Blühstreifen mit angrenzenden 
Schwarzbrachestreifen in wesentlich höherer Dichte als solche monoto-
nen Intensiväcker. Damit können durch die geplante Ausgleichsmaß-
nahme Bruthabitate für deutlich mehr Brutpaare geschaffen werden, weil 
diese immer auch die angrenzenden Ackerflächen mit nutzen. Beim Reb-
huhn ist außerdem nur ein Brutrevier durch die geplante Überbauung 
betroffen, das 2. Revier nördlich der Bebauung wird höchstens randlich 
etwas entwertet, das Revierpaar kann höchstwahrscheinlich etwas nach 
Norden ausweichen. Das Rebhuhn ist von der Silhouetten Wirkung der 
Bauwerke auch nicht so stark negativ betroffen wie die Feldlerche. 

Somit kann die Ausgleichsfläche von 1 Hektar Größe das durch die Be-
bauung wegfallende Brutrevier eines Rebhuhn Paares innerhalb des Ge-
bietes des Bebauungsplans ersetzen. Da die Feldlerche (und die Wie-
senschafstelze) einen geringeren Raumbedarf haben und solche Blüh-
flächen in höheren Dichten zur Brut nutzen, kann die Fläche gleichzeitig 
als Ausgleich für die jeweils zwei verloren gehenden Brutreviere dieser 
beiden Arten dienen.  
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Bezüglich der entfallenen Gehölze ist festzustellen, dass hier nicht ledig-
lich ein 5 m breiter Streifen zur Kreisstraße festgesetzt wird (dieser ist 
bereits vorhanden und wird zur Erhaltung festgesetzt), sondern an der 
Nord- und Ostseite des Gewerbegebietes GE 1 ein 10 m breiter Streifen 
für Gehölze u.a. mit großkronigen Bäumen festgesetzt wird.  

Im Hinblick auf Erhalt und Neuentwicklung von Brutplätzen für Singvögel 
werden stellenweise dichte Hecken aus einheimischen Arten (zumindest 
zum Teil Beerensträucher) angepflanzt. Die Sicherung und Neupflan-
zung größerer Gehölze dient als Brutraum für den Girlitz und andere, 
häufige Vogelarten. In Begleitung der Hecken werden ruderale und/oder 
blütenreiche Säume angelegt, die das Nahrungsangebot u.a. für den 
Haussperling und andere Singvögel verbessern. 

25.13 Der Ausgleich des Bebauungsplans soll über die hessische Kompensationsver-
ordnung berechnet werden. Dazu werden extensiv begrünte Dachflächen in die 
Bilanzierung mit aufgenommen. Es wird darauf hingewiesen, dass mögliche 
Grundstückskäufer über die naturschutzfachlichen Auflagen in Kenntnis gesetzt 
werden müssen und einer Ausnahme von den textlichen Festsetzungen (Dach-
flächenbegrünung) bei einem späteren Bauantragsverfahren vom Wetterau-
kreis nicht zugestimmt wird. 

Beschlussvorschlag zu 25.13: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der Hinweis betrifft das Baugenehmigungsverfahren und ist nicht Rege-
lungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

25.14 Des Weiteren wird eine externe Ausgleichsfläche im Umweltbericht beschrie-
ben, die von Acker in Grünland umgewandelt werden soll. Es geht aus den Un-
terlagen nicht hervor, in welcher Gemarkung (inkl. Flur und Flurstück) sich die 
externe Ausgleichsfläche befindet. 

Beschlussvorschlag zu 25.14: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Bei der externen Ausgleichsfläche handelt es sich um die Fläche, die 
auch für den artenschutzrechtlichen Ausgleich herangezogen wird (Flur-
stück 19/2 teilweise in der Flur 5, Gemarkung Dortelweil). Der Umwelt-
bericht wird um die Beschreibung der Ausgleichsfläche ergänzt. 

 X 

25.15 Aufgrund unserer oben genannten Forderungen zum Artenschutz ist von einer 
erheblichen Änderung des Bebauungsplanentwurfes auszugehen. Gemäß Ur-
teil des VGH Hessen vom 19.10.2017, Az.: 4 C 2424/15.N, weisen wir darauf 
hin, dass eine erneute Offenlage des Bebauungsplanentwurfs erforderlich ist. 

Rechtsgrundlage: 

§§ 1, 13-15,39 und 44 BNatSchG, Hess. KV 

Beschlussvorschlag zu 25.15: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Zu der Abarbeitung der Belange des Artenschutzes siehe Beschlussvor-
schläge zu 25.12 und 25.14. 

Bei der artenschutzrechtlichen Ausgleichsfläche handelt es sich um eine 
planexterne Maßnahme, die vertraglich gesichert wird und nicht über 
Festsetzungen des Bebauungsplans. Für die Beurteilung der rechtlichen 
Sicherung der planexternen Ausgleichsfläche ist der Zeitpunkt des 
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Satzungsbeschlusses maßgeblich. Zum Zeitpunkt des Satzungsbe-
schlusses muss auf sicherer Grundlage von einer künftigen Umsetzung 
aller notwendigen Kompensationsmaßnahmen ausgegangen werden 
können. Der erforderliche städtebauliche Vertrag zur Sicherung der plan-
externen artenschutzrechtlichen Ausgleichsfläche wird vor Satzungsbe-
schluss geschlossen. 

Wird der Entwurf des Bebauungsplans nach dem Verfahren nach § 3 
Abs. 2 oder § 4 Abs. 2 BauGB geändert oder ergänzt, ist er erneut nach 
§ 3 Abs. 2 BauGB im Internet zu veröffentlichen und sind die Stellung-
nahmen erneut einzuholen, es sei denn, die Änderung oder Ergänzung 
führt offensichtlich nicht zu einer erstmaligen oder stärkeren Berührung 
von Belangen (§ 4a Abs. 3 BauGB).  

Die Änderung der vertraglich zu regelnden artenschutzrechtlichen Aus-
gleichsfläche (planexterne Maßnahme) führt offensichtlich nicht zu einer 
erstmaligen oder stärkeren Berührung von Belangen, sodass die erneute 
Durchführung der Beteiligungsverfahren gemäß § 4a Abs. 3 BauGB nicht 
erforderlich ist. 

25.16 Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Verbleibende Grünflächen sollten mit artenreichem Wildsaatgut aus zertifizier-
ter regionaler Herkunft eingesät werden. Durch die Verwendung von Wildsaat-
gut ist eine deutlich positivere Wirkung auf den Naturhaushalt zu erwarten als 
mit herkömmlichem Zuchtsortensaatgut. Neben den günstigen Wirkungen für 
Wildbienen, Vögel und viele andere Arten ergibt sich auch ein optisch anspre-
chender Aspekt. Pflanzenbestände aus Wildsaaten sind zudem resistenter ge-
gen Witterungseinflüsse wie z. B. extreme Trockenheit. 

Beschlussvorschlag zu 25.16: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die bauordnungsrechtliche Festsetzung C.4 „Gestaltung der Grund-
stücksfreiflächen“ wird entsprechend konkretisiert. 

 X 

25.17 Die Gehölzpflanzungen dürfen nur mit zertifiziertem Pflanzgut aus gesicherter 
regionaler Herkunft durchgeführt werden (Herkunftsgebiet 4 gemäß „Leitfaden 
zur Verwendung gebietseigener Gehölze 2011" des Bundesamtes für Natur-
schutz). Alternativ ist Pflanzgut entsprechend den Bestimmungen des § 2 Ziffer 
8 und § 4 Abs. 1 Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG) in der Fassung vom 
22.05.2002 (BGBL. 1 S. 1658) zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.10.2006 
(BGBL I S. 2407) zulässig. Von der Auflage der regionalen Herkunft ausgenom-
men sind Kulturobstbäume. Weitere Ausnahmen können in Abstimmung mit der 
Unteren Naturschutzbehörde erfolgen, wenn kein Pflanzgut aus regionaler Her-
kunft in hinreichender Qualität und Menge zur Verfügung steht. 

Beschlussvorschlag zu 25.17: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans 
aufgenommen. 

 X 

25.18 Durch das am 08.06.2023 in Kraft getretene Hessische Naturschutzgesetz 
(HeNatG) wurden durch § 37 die Vorgaben bezüglich der Vermeidung von Vo-
gelschlag an Glasfenstern ergänzt. Diese rechtlichen Vorgaben sind zu beach-
ten und einzuhalten. Bei der Gestaltung der Fensterflächen sind die fachlichen 

Beschlussvorschlag zu 25.18: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  
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Standards der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten zu berück-
sichtigen (Infobroschüre „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht"; Schwei-
zerische Vogelschutzwarte Sempach). 

Begründung: 

Im Textteil des Bebauungsplans ist bereits die folgende Festsetzung ent-
halten: 

„9.3.2 Vogelschutz an Glasfassaden 

Glasfassaden sind vogelschonend bzw. vogelfreundlich auszubilden 
(z.B. Einsatz von Vogelschutz-Glas, strukturiertem, mattiertem, be-
drucktem Glas).“ 

In der Begründung der Festsetzung ist bereits ein Hinweis auf die Berück-
sichtigung der fachlichen Standards der Länderarbeitsgemeinschaft der 
Vogelschutzwarten vorhanden. 

Die Beachtung und Einhaltung der rechtlichen Vorgaben ist darüber hin-
aus im Bebauungsplan nicht zusätzlich durch eine Festsetzung zu si-
chern. 

25.19 Durch § 35 HeNatG wurden die rechtlichen Vorgaben bezüglich lichtempfindli-
cher Tier- und Pflanzenarten ergänzt (z. B. Verbot von Himmelsstrahlern, Ver-
meidung von Fernwirkung). Die Beleuchtung ist so zu gestalten, dass alle recht-
lichen Vorgaben eingehalten werden. 

Beschlussvorschlag zu 25.19: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Textteil des Bebauungsplans ist bereits die folgende Festsetzung ent-
halten: 

„9.3.1 Vermeidung von Lichtverschmutzung 

Im öffentlichen und privaten Raum dürfen außerhalb von Gebäuden 
nur voll abgeschirmte Leuchten, die nicht über die Nutzfläche hinaus 
und im installierten Zustand nur unterhalb der Horizontalen abstrah-
len, Upward Light Ratio ULR 0 % (= nach oben abgegebener Lichtan-
teil) eingesetzt werden. Die Beleuchtungsstärken sind auf max. 5 Lux 
für Weg- und Zugangsbeleuchtung, und auf max. 10 Lux für Hof- und 
Parkplatzbeleuchtung zu begrenzen. Es sind niedrige Lichtpunkthö-
hen zu wählen. Verwendet werden dürfen nur Leuchtmittel mit gerin-
gem Anteil an UV- und Blaulicht wie bernsteinfarbene bis warmweiße 
LED (Orientierung: Farb-temperatur 1700 bis 2400 Kelvin, max. 3000 
Kelvin).  

Im Gewerbegebiet GE 1 und GE 2 sind Leuchtdichten von max. 50 
cd/m² für kleinflächige Anstrahlungen bzw. selbstleuchtende Flächen 
mit weniger als 10 m² einzuhalten. Leuchtdichten von max. 2 cd/m² 
für Anstrahlungen bzw. selbstleuchtende Flächen mit mehr als 10 m². 
Hintergründe sind dunkel zu halten.  
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Nicht gestattet sind flächige Anstrahlungen ohne Informationsvermitt-
lung (wie z.B. Wand ohne Logo), freistrahlende Röhren und rundum 
strahlende Leuchten (Kugelleuchten, Solarkugeln) mit einem Licht-
strom höher 50 Lumen.  

Bei nächtlicher Beleuchtungspflicht (z. B. aufgrund nächtlicher Ar-
beitstätigkeiten im Außenbereich zum Zeitpunkt der Nutzung) gelten 
die zuvor genannten Vorgaben, sofern die Technischen Regeln für 
Arbeitsstätten keine anderen Anforderungen stellen.“ 

Die Einhaltung bestehender Richtlinien, DIN-Normen, etc. ist darüber 
hinaus im Bebauungsplan nicht zusätzlich durch eine Festsetzung zu si-
chern. 

25.20 Die Baufeldfreimachung ist gem. § 39 Abs. 5 BNatSchG außerhalb des Zeit-
raums 1. März bis 30. September vorzunehmen. Abweichungen davon sind nur 
möglich, wenn nachgewiesen ist, dass keine Tiere oder Lebensstätten ge-
schützter Arten beeinträchtigt werden. 

Beschlussvorschlag zu 25.20: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Textteil des Bebauungsplans ist bereits die folgende Festsetzung ent-
halten: 

„9.3.3 Vermeidung von Tötung, Schaffung von Nistplätzen 

Gehölzrodungen und Baufeldfreimachung dürfen nur außerhalb der 
Brutzeit (d. h. in der Zeit von Oktober bis Februar) erfolgen. 

Die Gehölze innerhalb des Gewerbegebietes GE 2 (insbesondere die 
flächigen Gehölze im Nordwesten und an der Ostseite) sind so weit 
wie möglich zu erhalten. Erforderliche Rodungen sind auf das Min-
destmaß zu beschränken, bis die vorgesehenen Neupflanzungen in 
der Landschaftsgestaltungszone 2 ihre Funktion übernehmen kön-
nen. 

Vor einer Gehölzrodung sind die Bäume in unbelaubtem Zustand auf 
Baum- und Spechthöhlen sowie Nistkästen zu untersuchen.  

Durch Gehölzrodung oder Gebäudeabbruch entfallende Höhlen sind 
im Verhältnis 1:2 durch passende Höhlenkästen auszugleichen. Nist-
kästen sind vor dem Einschlag in vorhandene Gehölze umzuhängen. 

Bei Renovierung oder Abbruch von Gebäuden, in denen Vogelbruten 
festgestellt wurden, dürfen die Arbeiten ausschließlich in den Winter-
monaten durchgeführt werden. Alle verloren gehenden Nistplätze 
müssen an den Neubauten im Verhältnis von mindestens 1:2 durch 
geeignete Nistkästen ersetzt werden.“ 
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25.21 Wir weisen auf das Urteil 4 C 2424/15.N vom 19.10.2017 des Verwaltungsge-
richtshofs Hessen hin. Demnach müssen vertragliche Regelungen den Gre-
mien zum Satzungsbeschluss vorliegen, weiterhin müssen festgesetzte Maß-
nahmen auf Grundstücken Dritter vor Satzungsbeschluss dinglich gesichert 
sein. Ansonsten ist der Bebauungsplan rechtsunwirksam. Auch nach § 2 Abs. 
1 Kompensationsverordnung ist die Verfügbarkeit und funktionale und rechtli-
che Sicherung nachzuweisen. 

Beschlussvorschlag zu 25.21: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Die erforderlichen städtebaulichen Verträge werden vor Satzungsbe-
schluss abgeschlossen. 

  

25.22 Pflanzflächen und Ortsrandeingrünungen sollten nach Möglichkeit nur auf öf-
fentlichem Grundeigentum festgesetzt werden. 

Beschlussvorschlag zu 25.22: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

In dem Bebauungsplan werden Festsetzungen zur Mindestbegrünung 
der privaten Bauflächen getroffen. Dies betrifft auch die Festsetzung von 
Landschaftsgestaltungszonen zur Ortsrandeingrünung und als Straßen-
begleitgrün der Kreisstraße 10, die zugleich den Begrünungsanteil der 
privaten Baugrundstücke räumlich verortet und somit nicht nur prozen-
tual festlegt. Die Festsetzung von grünordnerischen Maßnahmen auf pri-
vaten Baugrundstücken ist planungsrechtlich zulässig und städtebaulich 
sowie aus Gründen des Klimaschutzes auch gewünscht. Die Festsetzun-
gen des Bebauungsplans sind im Rahmen der Vorhabenrealisierung 
zwingend einzuhalten. 

  

25.23 Wir regen an, die zu errichtenden Gebäude mit Nisthilfen für Gebäude bewoh-
nende Tierarten (Mauersegler, Haussperling, Schwalben, Fledermäuse) auszu-
statten. Diese Arten leiden in Folge von Gebäudesanierungen zunehmend un-
ter dem Verlust von Nistgelegenheiten. Bei frühzeitiger Berücksichtigung kön-
nen diese optisch unauffällig oder als gezielte Gestaltungselemente in die Fas-
saden integriert werden. Sofern Nisthilfen verbindlich festgesetzt werden, kön-
nen diese auch als Kompensationsleistung angerechnet werden. 

Beschlussvorschlag zu 25.23: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 X 

25.24 Wir bitten um Zusendung des rechtskräftigen Bebauungsplans. Zu 25.24: der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwägungs-
erfordernis 

  

25.25 FSt 4.1.3 Wasser und Bodenschutz 

Ansprechpartner: […] 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Bei entwurfsgemäßer Umsetzung bestehen aus Sicht der von uns fachlich zu 
vertretenden Belange keine Bedenken. 

 

Zu 25.25: kein Abwägungserfordernis   
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25.26 FSt 4.2.2 Agrarfachaufgaben 

Ansprechpartner: […] 

Rechtsgrundlage: 

rechtsgültiger Regionaler Flächennutzungsplan (RegFNP) 2010 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Aus landwirtschaftlicher Sicht haben wir nachfolgende Bedenken und Anregun-
gen. 

Bedenken 

1. Der östliche Teil des Bebauungsplans ist nach dem rechtsgültigen Regiona-
len Flächennutzungsplan als ein "Vorranggebiet für Landwirtschaft" ausgewie-
sen. Für das geplante Gewerbegebiet in diesem östlichen Bereich fällt eine rund 
3 ha hervorragend geeignete Ackerfläche (AZ 80) weg, die zudem unwirtschaft-
lich verkleinert wird (von 4,3 ha auf 1,3 ha). Noch dazu soll im Stadtgebiet kein 
Flächenausgleich (Zurücknahme eines Gewerbegebietes mit Ausweisung ei-
nes "Vorranggebietes für Landwirtschaft" an anderer Stelle) erbracht werden. 
Die Ackerfläche wird weiterhin für die Landwirtschaft benötigt und sollte aus den 
o. g. Gründen als Ackerfläche erhalten bleiben. 

Beschlussvorschlag zu 25.26: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
erforderlich ist. Im Stadtgebiet von Bad Vilbel sind nur noch in geringem 
Umfang Entwicklungsflächen für die Ansiedlung oder Erweiterung von 
Gewerbebetrieben vorhanden, während ein Bedarf an zusätzlichen Ge-
werbeflächen besteht. Nach dem Regionalplan Südhessen/Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 sind in Bad Vilbel für Gewerbeansiedlungen 
insgesamt 55 ha in gewerblichen Bauflächen sowie in gemischten Bau-
flächen vorgesehen. Davon stehen derzeit noch 2 ha im Stadtteil Dortel-
weil im Bereich südlich des Dortelweiler Platzes zur Verfügung. Da sich 
die entsprechenden Grundstücke jedoch nicht vollständig im Eigentum 
der Stadt Bad Vilbel befinden, ist das Gelände noch nicht vollständig ar-
rondiert. Darüber hinaus eignet sich das Gelände aufgrund der sehr 
hochwertigen Lage inmitten des bebauten Siedlungsgefüges des Stadt-
teils Dortelweil mit angrenzenden Nutzungen wie einem Altenheim, einer 
Schule und Wohngebieten lediglich für die Ansiedlung von nichtstören-
dem Gewerbe. Die geplante Entwicklung eines Gewerbegebietes für die 
Ansiedlung von kleinteiligem Gewerbe und einheimischen Betrieben ist 
im Bereich der Reservefläche aus städtebaulicher Sicht nicht erwünscht 
und nicht verträglich. 

Die Stadt ist daher derzeit nicht in der Lage zu helfen, wenn es darum 
geht, einen immer wieder auftretenden Flächenbedarf des heimischen 
Gewerbes zu decken. Das blockiert die Entwicklung des ansässigen Ge-
werbes und auch die Aussiedlung z.B. von Handwerksbetrieben aus der 
Innenstadt und einem Wohnumfeld. 

Der Regionalplan Südhessen/Regionale Flächennutzungsplan 2010 be-
sitzt einen Planungshorizont von 10 Jahren. Die Stadt Bad Vilbel hat den 
Planungshorizont im Hinblick auf die Vermarktung ihrer Gewerbeflächen 
erfolgreich genutzt und möchte nun zukunftsorientiert neue Gewerbeflä-
chen, insbesondere für Umsiedlungsvorhaben einheimischer Betriebe, 
schaffen.  

Im Rahmen des Kommunengespräches 2019 mit dem Regionalverband 
FrankfurtRheinMain wurde vorgeschlagen, eine Entwicklungsfläche 
nördlich der Theodor-Heuss-Straße im Stadtteil Dortelweil als gewerbli-
che Baufläche, geplant, in den Regionalplan Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2030 aufzunehmen. Nach aktuellem Kenntnisstand 

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 21 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

ist der Vorschlag zur Darstellung einer „Gewerblichen Baufläche, ge-
plant“ geeignet in den Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächen-
nutzungsplan 2030 aufgenommen zu werden. 

In den Kommunengesprächen 2024 wurde der Stadt Bad Vilbel der Vor-
abzug des Vorentwurfs 2024 zur Kommentierung bereitgestellt. Im Vor-
entwurf sind die geplanten Flächen als "Gewerbliche Bauflächen, ge-
plant" mitaufgenommen worden. 

Durch die Lage des Plangebietes am nördlichen Rand des Stadtteils Dor-
telweil der Stadt Bad Vilbel dient die vorgeschlagene Fläche der Erwei-
terung des bestehenden Gewerbegebietes. Durch die angrenzende 
Lage an das bestehende Gewerbegebiet wird das geplante Gewerbege-
biet in das Stadtgefüge integriert. Der Siedlungsrand wird über eine Orts-
randeingrünung neu ausgebildet. Sowohl von der Dimensionierung der 
Fläche, der Lage als auch der grundsätzlichen Erschließung entspricht 
die Flächenwahl des Plangebietes den Anforderungen einer Gewerbe-
gebietsentwicklung. Im Stadtgebiet von Bad Vilbel befinden sich darüber 
hinaus keine weiteren Flächen, die in Bezug auf die erforderliche Größe 
ebenso wie auf die verkehrliche Anbindung die notwendigen planeri-
schen Anforderungen für eine zusammenhängende Gewerbegebietsen-
twicklung erfüllen. 

Im Rahmen des Kommunengesprächs zwischen dem Regionalverband 
Frankfurt-RheinMain und der Stadt Bad Vilbel im Jahr 2019 wurden über 
die Fläche des Plangebietes hinaus keine weiteren „Gewerblichen Bau-
flächen, geplant“ zur Aufnahme in den Regionalplan Südhessen/Regio-
nalen Flächennutzungsplan 2030 vorgeschlagen. Geeignete Standortal-
ternativen sind im Stadtgebiet somit nicht vorhanden. 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll die Notwendigkeit der Umwandlung land-
wirtschaftlich genutzter Flächen begründet werden; dabei sollen Ermitt-
lungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt wer-
den, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulü-
cken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.  

Die Stadt Bad Vilbel hat im Dezember 2021 einen Antrag auf Änderung 
des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
sowie einen Antrag für die Ausnahme der Flächenausgleichsrichtlinie 
des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain gestellt. Die Einleitung des 
8. Änderungsverfahrens für die Stadt Bad Vilbel „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße II“ mit anschließender frühzeitiger Beteiligung ist am 
04.05.2022 in der Verbandskammersitzung erfolgt und wurde am 
23.05.2022 im Staatsanzeiger veröffentlicht. Die frühzeitige Beteiligung 
fand vom 31.05.2022 bis 01.07.2022 statt. Die Durchführung der zweiten 
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Beteiligung soll von der Verbandskammer am 01.10.2025 beschlossen 
werden. 

Im Rahmen des Antrags auf Ausnahme von der Flächenausgleichsricht-
linie wurde detailliert aufgeführt, dass im Stadtgebiet der Stadt Bad Vilbel 
keine anderen Potentialflächen des Regionalen Flächennutzungsplans 
2010 oder Innenentwicklungspotenziale für die erforderliche Baugebiets-
entwicklung zur Verfügung stehen. Es sind somit keine ungenutzten Nut-
zungspotenziale im Stadtgebiet von Bad Vilbel vorhanden. 

Für die Baugebietsentwicklung „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, 
ist u. a. eine Abweichung von dem Ziel Z 10.1-10 „Im Vorranggebiet für 
Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Bodennutzung Vorrang vor an-
deren Nutzungsansprüchen“ des Regionalplans Südhessen im Sinne 
des § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) und § 8 Hessisches Landespla-
nungsgesetz (HLPG) erforderlich. Der Zielabweichungsantrag wurde pa-
rallel zur Aufstellung des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-Heuss-
Straße II“ bei der Regionalversammlung Südhessen gestellt. Die Regio-
nalversammlung Südhessen hat den Zielabweichungsbeschluss in ihrer 
Sitzung am 04.07.2025 gefasst. 

25.27 2. Weiterhin haben wir Bedenken, dass die Flurstücke 29/2 und 30/1 der Flur 7 
von der Planung ausgenommen sind. Die beiden Flurstücke liegen zwar im Gel-
tungsbereich, sind jedoch als "Fläche für die Landwirtschaft" ausgewiesen. Hier 
entsteht eine Lückenfläche, die an 3 Seiten an ein Gewerbegebiet angrenzt. 
Dies halten wir für keine ordnungsgemäße Bauleitplanung. Die o. g. Flurstücke 
sollten in die Planung mitaufgenommen werden. 

Beschlussvorschlag zu 25.27: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 25.10. 

  

25.28 Anregungen 

1. Bei der nördlichen und östlichen geplanten Eingrünung muss nach § 40 des 
Hessischen Nachbarrechtsgesetzes auf den doppelten Grenzabstand zu den 
angrenzenden Ackerflächen und dem angrenzenden Feldweg geachtet wer-
den. Der Bauherr sollte entsprechend darauf hingewiesen werden. 

Beschlussvorschlag zu 25.28: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

In der Festsetzung 9.1.3 „Landschaftsgestaltungszone 2 – Eingrünung“ 
ist bereits die Notwendigkeit der Einhaltung von erforderlichen Grenzab-
ständen der Pflanzungen zu angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen beschrieben. Die Anregung ist im Rahmen der Realisierung zu be-
achten. 

 

  

25.29 FD 4.5 Bauordnung 

Ansprechpartner/in: [….] 

Es liegen Einwendungen vor. 

Beschlussvorschlag zu 25.29: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  
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Rechtsgrundlage: BauGB, BauNVO, H 80, Verordnungen 

Fachliche Stellungnahme: 

1. Mit der textlichen Festsetzung Punkt 10.1 wurden Teilflächen im Bebauungs-
plangebiet mit verschiedenen Emissionskontingenten festgesetzt. Diese Teilflä-
chen wurden zwar im Bebauungsplangebiet mit einer Bezeichnung dargestellt, 
es ist aber keine Abgrenzung der Bereich zu erkennen. Dies ist nachzuholen. 

Begründung: 

Die Teilflächen zu den Lärmemissionskontingenten aus der textlichen 
Festsetzung 10.1 sind in der Planzeichnung eindeutig zeichnerisch ab-
gegrenzt. Ein Verweis auf die Planzeichnung ist bereits in der textlichen 
Festsetzung enthalten.  

25.30 2. Unter der textlichen Festsetzung zum Maß der baulichen Nutzung ist im ers-
ten Absatz ausgeführt, dass im GE2 die zulässige Grundfläche durch Anlagen 
nach Satz 1 ist zu einer GRZ von 0,9 überschritten werden darf. Zur Klarstellung 
bitten wir um eine Ausführung, was im Gebiet GE1 gelten soll. Nach der gesetz-
lichen Regelung in § 19 Abs. 4 BauNVO wäre keine Überschreitung im GE 1 
möglich, da eine generelle Höchstgrenze der GRZ Überschreitung bei 0,8 liegt. 

Beschlussvorschlag zu 25.30: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die festgesetzte Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die 
Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Neben-
anlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird, von 0,9 im Gewerbegebiet GE 2 resultiert aus den im westlichen 
Bereich des Plangebietes vorhandenen Gewerbe- und Lagerflächen der 
Stadtwerke Bad Vilbel und des städtischen Bauhofs sowie der städti-
schen Gärtnerei und der für die Betriebsabläufe erforderlichen Erschlie-
ßungsstraßen. 

Für das Gewerbegebiet GE 1 wird keine Überschreitung der zulässigen 
Grundfläche erforderlich, sodass die Regelungen gemäß § 19 Abs. 4 
BauNVO Anwendung finden. Die Einhaltung der BauNVO ist im Bebau-
ungsplan nicht zusätzlich durch eine Festsetzung zu sichern.  

  

25.31 FSt 4.5.0 Denkmalschutz 

Ansprechpartner/in: […] 

Keine Einwendungen. 

Zu 25.31: kein Abwägungserfordernis   

28. Landesjagdverband Hessen e. V. (14.08.2024) 
28.1 Vielen Dank für die Gelegenheit der Stellungnahme, die wir im Auftrag der nach 

§ 63 Bundesnaturschutzgesetz und § 3 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz aner-
kannten Naturschutzvereinigungen im Wetteraukreis und im Einvernehmen mit 
den Beauftragten der Vereinigungen im Wetteraukreis zu o.a. Vorhaben gerne 
wahrnehme. Die Stellungnahme haben wir zudem im Einvernehmen und nach 
fachlicher Rücksprache mit dem Kreisbeauftragten für Vogelschutz des Hessi-
schen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geographie (HLNUG) erstellt. 

Zu 28.1: kein Abwägungserfordernis   
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28.2 Der oben genannte Bebauungsplan wiederspricht dem gültigen Flächennut-
zungsplan und weist gravierende Mängel bezüglich des Artenschutzes auf. Die 
verbindliche Richtlinie zum Artenschutz in der Bauleitplanung in Hessen wird 
nicht eingehalten. Die oben genannten Naturschutzverbände lehnen den Be-
bauungsplan daher in Gänze ab. 

Beschlussvorschlag zu 28.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge 28.3 bis 28.16. 

  

28.3 Zum übergeordneten Flächennutzungsplan: 

Der Bebauungsplan widerspricht nach wie vor dem gültigen Flächennutzungs-
plan. Das scheibchenweise Hinterlaufen der gültigen übergeordneten Flächen-
nutzungsplanung durch die Stadt Bad Vilbel kann nicht mehr hingenommen 
werden und muss gegebenenfalls einer gerichtlichen Prüfung durch die Ver-
bände hinterzogen werden. Hierzu gibt es eindeutige Rechtsprechungen. 

Beschlussvorschlag zu 28.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Stadt Bad Vilbel hat im Dezember 2021 einen Antrag auf Änderung 
des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
sowie einen Antrag für die Ausnahme von der Flächenausgleichsrichtli-
nie des Regionalverbandes Frankfurt-RheinMain gestellt. Die Einleitung 
des 8. Änderungsverfahrens für die Stadt Bad Vilbel „Nördlich der Theo-
dor-Heuss-Straße II“ mit anschließender frühzeitiger Beteiligung ist am 
04.05.2022 in der Verbandskammersitzung erfolgt und wurde am 
23.05.2022 im Staatsanzeiger veröffentlicht. Die frühzeitige Beteiligung 
fand vom 31.05.2022 bis 01.07.2022 statt. Die Durchführung der zweiten 
Beteiligung soll von der Verbandskammer am 01.10.2025 beschlossen 
werden. 

Im Stadtgebiet von Bad Vilbel sind nur noch in geringem Umfang Ent-
wicklungsflächen für die Ansiedlung oder Erweiterung von Gewerbebe-
trieben vorhanden, während ein Bedarf an zusätzlichen Gewerbeflächen 
besteht. Die Stadt ist derzeit nicht in der Lage zu helfen, wenn es darum 
geht, einen immer wieder auftretenden Flächenbedarf des heimischen 
Gewerbes zu decken. Das blockiert die Entwicklung des ansässigen Ge-
werbes und auch die Aussiedlung z.B. von Handwerksbetrieben aus der 
Innenstadt und einem Wohnumfeld. 

Daher plant die Stadt Bad Vilbel die Entwicklung des neuen Gewerbege-
bietes „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ am nördlichen Rand des 
Stadtteils Dortelweil. Es handelt sich dabei um ein wichtiges Stadtent-
wicklungsprojekt, um insbesondere lokalen Gewerbebetrieben in Bad 
Vilbel eine Standortperspektive zu bieten. 

  

28.4 Sollte es der Stadt Bad Vilbel gelingen, dass der gültige Nutzungsplan entspre-
chend geändert wird, sind in jedem Fall die folgenden artenschutzrechtlichen 
Mängel zu beheben. 

Zum geplanten Eingriffsort: 

Beschlussvorschlag zu 28.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Wie im Rahmen der vorliegenden Unterlagen mehrfach, teils mit Erstaunen zu-
sammengefasst wird, zeichnet sich das Plangebiet durch ein, in seiner Arten-
vielfalt und Dichte, ungewöhnlich hohes Vorkommen an seltenen und planungs-
relevanten Vogelarten aus. In diesem Sinne können wir nicht nachvollziehen, 
dass die Stadt Bad Vilbel die Planungen des Eingriffs trotz der nachgewiesenen 
Vorkommen weiter aufrecht erhält. 

Begründung: 

Alle festgestellten Arten, also auch Rebhuhn, Feldlerche, Klappergras-
mücke, Stieglitz und Bluthänfling kommen in der reich strukturierten 
Feldflur westlich und nördlich von Bad Vilbel noch in hoher Dichte vor, 
wie in mehreren Kartierungen der letzten Jahre immer wieder festgestellt 
wurde. 

Der Eingriff wird zudem sach- und fachgerecht durch umfangreiche Fest-
setzungen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB) kompensiert. 

28.5 Es ist auch nicht akzeptabel, dass beste Böden, die zur Grundversorgung des 
Menschen mit hochwertigen Lebensmittel benötigt werden, weiter versiegelt 
werden. Gerade im Hinblick auf eine ökologisch orientierte zukunftsfähige 
Landwirtschaft, die weniger Pflanzenschutzmittel und Dünger einsetzen soll, 
um nachhaltig die natürlichen Ressourcen zu schützen, müssen ausreichend 
gute Böden auch regional erhalten bleiben. Es wird zwar auch in Bad Vilbel 
immer wieder öffentlich bekundet, dass keine größeren Baugebiete mehr er-
schlossen werden sollen und der Schutz der Böden und Freiflächen wichtig ist, 
dann aber werden doch neue Bauflächen in Salamitaktik gefordert. Noch un-
verständlicher wird dies angesichts der am geplanten Eingriffsort festgestellten 
außergewöhnlich hohen Artenvielfalt. 

Beschlussvorschlag zu 28.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplans wurde durch das In-
genieurbüro für Boden- und Grundwasserschutz Schnittstelle Boden 
GmbH, Ober Mörlen, ein Fachbeitrag zum Schutzgut Boden zur Bewer-
tung der im Plangebiet vorhandenen Böden durchgeführt. Es wurde ein 
Kompensationsbedarf für das Schutzgut Boden von 30,60 Bodenwert-
einheiten festgestellt. 

Unter Beachtung der Minderungsmaßnahmen aus den Festsetzungen 
des Bebauungsplans verbleiben bodenfunktionale Beeinträchtigungen 
von 28,30 Bodenwerteinheiten. Gemäß Vermerk des Regierungspräsidi-
ums Darmstadt (Dezernat V 53.1 Naturschutz) vom 03.02.2023 kann das 
ermittelte Bodenwertdefizit im Rahmen der Bilanzierung nach Kompen-
sationsverordnung in Biotopwertpunkte umgerechnet werden (Faktor 
2.000). Das Bodenwertdefizit von 28,30 Bodenwerteinheiten entspricht 
somit 56.600 Biotopwertpunkten. Die Kompensation wird im Umweltbe-
richt dargestellt. 

Zum Artenschutz siehe Beschlussvorschlag zu 28.4. 

  

28.6 Wir halten es nicht für sinnvoll, dass man hier ein Gewerbegebiet vom Ortsrand 
getrennt isoliert erschließen will. Das zeigt doch klar auf, dass man schon er-
neut darauf spekuliert die Flächen zwischen bestehendem Ortsrand und dem 
geplanten Gewerbegebiet künftig ebenfalls dem Gewerbegebiet zuzuschlagen. 
Diese Vorgehensweise ist nicht mehr hinnehmbar. 

Beschlussvorschlag zu 28.6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die im Südosten des Plangebietes vorhandenen Flurstücke 29/2 und 
30/1 befinden sich im Privateigentum und bleiben von der Planung des 
Baugebietes unberührt. Entsprechend der im Bestand vorhandenen Si-
tuation werden die Flurstücke als Fläche für die Landwirtschaft 
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festgesetzt. Zwischen der Stadt Bad Vilbel und dem Grundstückseigen-
tümer besteht keine Einigung, die entsprechenden Flächen als Gewer-
begebiet auszuweisen. 

Im Südwesten grenzt das Plangebiet unmittelbar an die bestehenden 
Bauflächen der Theaterwerkstätten der Stadt Bad Vilbel an. Eine voll-
ständig isolierte Lage liegt daher nicht vor. Das Plangebiet dient der Er-
weiterung des bestehenden Gewerbegebietes im Stadtteil Dortelweil und 
wird in das bestehende Stadtgefüge integriert. 

28.7 Die von Ihnen durchgeführte Standort-Alternativprüfung mit der laxen Zusam-
menfassung „Alternativstandorte hätten sich nicht aufgedrängt“ (B-Plan S. 35), 
überzeugt uns nicht und weckt durchaus Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Al-
ternativprüfung. 

Beschlussvorschlag zu 28.7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
erforderlich ist. Im Stadtgebiet von Bad Vilbel sind nur noch in geringem 
Umfang Entwicklungsflächen für die Ansiedlung oder Erweiterung von 
Gewerbebetrieben vorhanden, während ein Bedarf an zusätzlichen Ge-
werbeflächen besteht. Nach dem Regionalplan Südhessen/Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 sind in Bad Vilbel für Gewerbeansiedlungen 
insgesamt 55 ha in gewerblichen Bauflächen sowie in gemischten Bau-
flächen vorgesehen. Davon stehen derzeit noch 2 ha im Stadtteil Dortel-
weil im Bereich südlich des Dortelweiler Platzes zur Verfügung. Da sich 
die entsprechenden Grundstücke jedoch nicht vollständig im Eigentum 
der Stadt Bad Vilbel befinden, ist das Gelände noch nicht vollständig ar-
rondiert. Darüber hinaus eignet sich das Gelände aufgrund der sehr 
hochwertigen Lage inmitten des bebauten Siedlungsgefüges des Stadt-
teils Dortelweil mit angrenzenden Nutzungen wie einem Altenheim, einer 
Schule und Wohngebieten lediglich für die Ansiedlung von nichtstören-
dem Gewerbe. Die geplante Entwicklung eines Gewerbegebietes für die 
Ansiedlung von kleinteiligem Gewerbe und einheimischen Betrieben ist 
im Bereich der Reservefläche aus städtebaulicher Sicht nicht erwünscht 
und nicht verträglich. 

Die Stadt ist daher derzeit nicht in der Lage zu helfen, wenn es darum 
geht, einen immer wieder auftretenden Flächenbedarf des heimischen 
Gewerbes zu decken. Das blockiert die Entwicklung des ansässigen Ge-
werbes und auch die Aussiedlung z.B. von Handwerksbetrieben aus der 
Innenstadt und einem Wohnumfeld. 

Der Regionalplan Südhessen/Regionale Flächennutzungsplan 2010 be-
sitzt einen Planungshorizont von 10 Jahren. Die Stadt Bad Vilbel hat den 

 X 
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Planungshorizont im Hinblick auf die Vermarktung ihrer Gewerbeflächen 
erfolgreich genutzt und möchte nun zukunftsorientiert neue Gewerbeflä-
chen, insbesondere für Umsiedlungsvorhaben einheimischer Betriebe, 
schaffen.  

Im Rahmen des Kommunengespräches 2019 mit dem Regionalverband 
FrankfurtRheinMain wurde vorgeschlagen, eine Entwicklungsfläche 
nördlich der Theodor-Heuss-Straße im Stadtteil Dortelweil als gewerbli-
che Baufläche, geplant, in den Regionalplan Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2030 aufzunehmen. Nach aktuellem Kenntnisstand 
ist der Vorschlag zur Darstellung einer „Gewerblichen Baufläche, ge-
plant“ geeignet in den Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächen-
nutzungsplan 2030 aufgenommen zu werden. 

In den Kommunengesprächen 2024 wurde der Stadt Bad Vilbel der Vor-
abzug des Vorentwurfs 2024 zur Kommentierung bereitgestellt. Im Vor-
entwurf sind die geplanten Flächen als "Gewerbliche Bauflächen, ge-
plant" mitaufgenommen worden. 

Durch die Lage des Plangebietes am nördlichen Rand des Stadtteils Dor-
telweil der Stadt Bad Vilbel dient die vorgeschlagene Fläche der Erwei-
terung des bestehenden Gewerbegebietes. Durch die angrenzende 
Lage an das bestehende Gewerbegebiet wird das geplante Gewerbege-
biet in das Stadtgefüge integriert. Der Siedlungsrand wird über eine Orts-
randeingrünung neu ausgebildet. Sowohl von der Dimensionierung der 
Fläche, der Lage als auch der grundsätzlichen Erschließung entspricht 
die Flächenwahl des Plangebietes den Anforderungen einer Gewerbe-
gebietsentwicklung. Im Stadtgebiet von Bad Vilbel befinden sich darüber 
hinaus keine weiteren Flächen, die in Bezug auf die erforderliche Größe 
ebenso wie auf die verkehrliche Anbindung die notwendigen planeri-
schen Anforderungen für eine zusammenhängende Gewerbegebietsen-
twicklung erfüllen. 

Im Rahmen des Kommunengesprächs zwischen dem Regionalverband 
Frankfurt-RheinMain und der Stadt Bad Vilbel im Jahr 2019 wurden über 
die Fläche des Plangebietes hinaus keine weiteren „Gewerblichen Bau-
flächen, geplant“ zur Aufnahme in den Regionalplan Südhessen/Regio-
nalen Flächennutzungsplan 2030 vorgeschlagen. Geeignete Standortal-
ternativen sind im Stadtgebiet somit nicht vorhanden. 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll die Notwendigkeit der Umwandlung land-
wirtschaftlich genutzter Flächen begründet werden; dabei sollen Ermitt-
lungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt 
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werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Bau-
lücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.  

Die Formulierung im Umweltbericht wird redaktionell wie folgt angepasst: 

„Geeignete Standortalternativen sind im Stadtgebiet nicht vorhanden.“ 

28.8 Ausgleichsmaßnahme M7: 

Wie den Unterlagen, u.a. im Anhang „spezielle artenschutzrechtliche Prüfung“ 
zu entnehmen ist, soll die Ausgleichs-Maßnahme M7 den Verlust der Brut- und 
Nahrungshabitate für den Feldhasen, die Feldlerche (2 Brutpaare), das Reb-
huhn (2 Brutpaare) sowie der Wiesenschafstelze (2 Brutpaare) ausgleichen. 
Dafür sollen zwei 0,5 ha große Bereiche aus einer insgesamt 4,6 ha großen 
Fläche der Maßnahme zugeordnet werden. Die vorgesehene Optimierung die-
ser Flächen erfolgt durch Einsaat einer standortgerechten Wildkräuter-Saatgut-
Mischung und der Bewirtschaftung im Rotationsverfahren. 

Im Rahmen der sparsamen Flächennutzung ist es sicherlich sinnvoll, wenn Sy-
nergien genutzt werden und Ausgleichsmaßnahmen für verschiedene Arten 
aufgrund gleicher Lebensraumansprüche in einer Maßnahme erfolgen. Wir hal-
ten den geplanten zugewiesenen Ausgleich mit einer Gesamtfläche von gerade 
mal 1 ha jedoch für viel zu gering bemessen und werden das in dieser Form 
auch nicht akzeptieren. 

Im „Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen“ findet sich die 
Vorgabe, dass eine CEF Maßnahme mindestens die gleiche Ausdehnung 
und/oder eine gleiche oder bessere Qualität haben muss wie die vom Eingriff 
betroffene Fortpflanzungs- oder Ruhestätte bzw. dem betroffenen Nahrungsha-
bitat (von Andrian-Werburg et al., 2011). Außerdem ist der Literatur zu entneh-
men, dass in Maßnahmenkulissen für das Rebhuhn aber auch für die Feldler-
che mindestens 1 ha je Brutpaar vorzusehen sind (Laux et al., 2017, LANUV, 
2024). Diese entspricht der Fläche, die beispielsweise ein Rebhuhnpaar für die 
Aufzucht der Jungen benötigt. Damit muss eine Ausgleichsmaßnahme allein für 
die beiden betroffenen Rebhuhnpaare schon eine Gesamtfläche von mindes-
tens 2 ha (jeweils 1 ha) aufweisen. Da die Fläche gleichzeitig auch den Verlust 
des Brut- und Nahrungshabitats für die Feldlerche ausgleichen soll, ist die Flä-
che deutlich zu vergrößern und zusätzlich gemäß den Vorgaben des „Maßnah-
menblatt Feldlerche“ um einen Schwarzbrachestreifen zu ergänzen (Laux et al., 
2015). 

Wir fordern daher die Erweiterung der Gesamtfläche auf mindestens 4 ha damit 
die geplante Maßnahme den Lebensraumansprüchen aller genannten Arten 
gerecht werden und auch die entsprechenden Nahrungskapazitäten bereitstel-
len kann. 

Beschlussvorschlag zu 28.8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die intensiv genutzten Getreideäcker im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans, in denen Feldlerche, Rebhuhn und Wiesenschafstelze nach-
gewiesen wurden, sind praktisch ohne Wildkräuter, Saumstrukturen oder 
sonstige wichtige Habitatelemente und eher suboptimale Bruthabitate für 
diese Arten. Alle drei Arten nutzen Blühstreifen mit angrenzenden 
Schwarzbrachestreifen in wesentlich höherer Dichte als solche monoto-
nen Intensiväcker. Damit können durch die geplante Ausgleichsmaß-
nahme Bruthabitate für deutlich mehr Brutpaare geschaffen werden, weil 
diese immer auch die angrenzenden Ackerflächen mit nutzen. Beim Reb-
huhn ist außerdem nur ein Brutrevier durch die geplante Überbauung 
betroffen. Das 2. Revier nördlich der Bebauung wird höchstens randlich 
etwas entwertet. Das Revierpaar kann höchstwahrscheinlich nach Nor-
den ausweichen. Das Rebhuhn ist von der Silhouetten Wirkung der Bau-
werke auch nicht so stark negativ betroffen wie die Feldlerche. 

Somit kann die Ausgleichsfläche (Flurstück 19/2 teilweise in der Flur 5, 
Gemarkung Dortelweil) von 1 Hektar Größe das durch die Bebauung 
wegfallende Brutrevier eines Rebhuhn Paares innerhalb des Gebietes 
des Bebauungsplans ersetzen. Da die Feldlerche (und die Wiesenschaf-
stelze) einen geringeren Raumbedarf haben und solche Blühflächen in 
höheren Dichten zur Brut nutzen, kann die Fläche gleichzeitig als Aus-
gleich für die jeweils zwei verloren gehenden Brutreviere dieser beiden 
Arten dienen.  
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28.9 Sehr verwundert sind wir darüber, dass die CEF-Maßnahme M7 auf Flächen 
der Gemarkung Rodheim vor der Höhe geplant ist. Die Maßnahme liegt damit 
mehr als 5 km vom Eingriffsort entfernt! 

Eine CEF-Maßnahme (measures that ensure the continued ecological functio-
nality) hat im räumlich-funktionalen Zusammenhang mit den vom Eingriff be-
troffenen Fortpflanzungs-, Ruhe- und Nahrungshabitaten zu erfolgen (BfN, 
2021). Nur so kann die ökologische Funktion dieser Stätten kontinuierlich wei-
tergeführt werden. 

Der typische Bewegungsradius von Rebhuhn und Feldhase liegt deutlich unter 
5 km. Damit ist der geplante Ort für die CEF-Maßnahmen als Ausgleich für den 
Verlust des Fortpflanzungs-, Ruhe- und Nahrungshabitat völlig indiskutabel. 
Feldhasen sind in der Regel sehr standorttreu. In der Literatur sind mittlere Ak-
tionsräume zwischen 21 und 190 ha beschrieben (Bock 2020). Das Rebhuhn 
entfernt sich nach Auflösung der Ketten selten mehr als 2 km vom Aufzuchtort, 
nur sehr wenige einzelne markierte Individuen wurden in mehr als 3 km wieder 
aufgefunden (Laux et al., 2017). Aufgrund der Biologie und Verhaltensweise 
dieser Arten, kann hier nicht von einem räumlich-funktionalen Zusammenhang 
zwischen Eingriffs- und Ausgleichsort ausgegangen werden. Für die Feldlerche 
gilt dasselbe, auch hier handelt es sich trotz des Zugverhaltens um einen eher 
standorttreuen Vogel. 

Beschlussvorschlag zu 28.9: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die ursprünglich festgelegten Artenschutzmaßnahmen wurden mit der 
Unteren Naturschutzbehörde des Wetteraukreises bereits im September 
2023 abgestimmt. Eine entsprechende Mailbestätigung vom 21.09.2023 
liegt vor.  

Im Zuge nachfolgender Abstimmungsgespräche mit der Unteren Natur-
schutzbehörde des Wetteraukreises wurde eine neue Kompensations-
fläche in der Nähe des Geltungsbereichs des Bebauungsplans gefun-
den.   

Die hierfür vorgesehene Fläche befindet sich zwischen Dortelweil und 
Klein-Karben ca. 700 m nordöstlich vom Plangebiet entfernt. Es handelt 
sich um das Flurstück 19/2 (teilweise) in der Flur 5, Gemarkung Dortel-
weil. Das Flurstück befindet sich im Eigentum der Stadt Bad Vilbel. Der 
Umweltbericht und Artenschutzrechtliche Fachbeitrag werden um die 
Beschreibung der neuen artenschutzrechtlichen Ausgleichsfläche er-
gänzt. 

 X 

28.10 Des Weiteren möchten wir nochmal darauf hinweisen, dass eine CEF-Maßnah-
men vorlaufend zum Eingriff beginnen und die kontinuierliche Funktion eines 
Fortpflanzungs-, Ruhe- und Nahrungshabitats sicherstellen soll. Die vollstän-
dige Wirksamkeit der Maßnahme ist vor dem Eingriff durch ein geeignetes Mo-
nitoring nachzuweisen und muss dauerhaft über den Eingriffszeitpunkt hinaus 
prognostiziert werden können. Das bedeutet Beispielsweise für das Rebhuhn, 
dass der Eingriff im Plangebiet erst erfolgen darf, wenn die Annahme der CEF-
Maßnahmen als Bruthabitat bestätigt und deren dauerhafte Wirkung mit hoher 
Wahrscheinlichkeit vorhersehbar ist. Gleiches gilt für die anderen Arten. 

Beschlussvorschlag zu 28.10: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Im Umweltbericht ist beschrieben, dass die Maßnahme als CEF-Maß-
nahme ausgeführt werden. Vor Beginn der Erschließung der Ackerflä-
chen muss die Ausgleichsfläche somit gesichert und vorbereitet sein, um 
eine durchgehende Lebensraumfunktion für die betroffenen Arten sicher-
zustellen. Hierzu werden vor Satzungsbeschluss entsprechende vertrag-
liche Vereinbarungen getroffen. 

  

28.11 Damit die geplante Ausgleichmaßnahme die Voraussetzung für eine CEF-Maß-
nahme überhaupt erfüllen kann, fordern wir, dass sie möglichst nah am Ein-
griffsort, zu mindestens aber in der gleichen Gemarkung (Dortelweil) durchge-
führt wird. So kann sichergestellt werden, dass die Maßnahme den verursach-
ten Verlust des Fortpflanzungs-, Ruhe- und Nahrungshabitats zeitlich und 
räumlich kompensieren kann. 

Beschlussvorschlag zu 28.11: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 28.9. 

  

28.12 Die Realisierung der CEF-Maßnahme nahe dem Planungsgebiet hat in diesem 
Fall aber auch weitere Vorteile: 

Beschlussvorschlag zu 28.12: 

Der Anregung wird gefolgt. 
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Das festgestellte hohe Vorkommen an planungsrelevanten Arten zeigt, dass die 
Lebensbedingungen am Eingriffsort für Offenlandarten wie Rebhuhn, Feldler-
che oder Feldhase offenbar sehr vorteilhaft sind. Da die Prädation insbesondere 
bei Rebhühnern oder Feldhasen einen nicht zu unterschätzenden Einfluss auf 
die Populationsentwicklung nimmt, spielt neben der Vegetationsstruktur auch 
die Prädatorendichte eine wesentliche Rolle. Im Jagdbezirk Dortelweil ist der 
Prädatorendruck durch die sehr engagierte Raubwildbejagung des Jagdpäch-
ters deutlich geringer als an anderen Orten. 

Die damit verbundenen offensichtlich sehr guten Lebensbedingungen am Ein-
griffsort werden sich auch positiv auf die Wirksamkeit der CEF-Maßnahme aus-
wirken. So ist die Wahrscheinlichkeit, dass das neu geschaffene Habitat in kür-
zester Zeit angenommen und als sicherer Brutplatz dient, sehr hoch. Damit ist 
auch die Prognose für eine langfristige Wirksamkeit deutlich höher als an Orten, 
bei denen der derzeitige Besatz an Zielwildarten sowie an Prädatoren unbe-
kannt ist. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 28.9. 

28.13 Neben dem Lebensraum und der Prädation ist auch die Vernetzung ein wesent-
licher Faktor, der über den Erfolg oder Misserfolg einer Maßnahme zum Schutz 
des Rebhuhns mitentscheiden kann. So ist aus verschiedenen Projekten be-
kannt, dass bei niedrigen Ausgangsbesätzen selbst optimale, neu geschaffene 
Lebensräume nicht oder erst nach sehr langer Zeit besiedelt werden (Betten-
dorf et al., 2021). Begründet ist dies in der hohen Standort- und Brutplatztreue 
und der damit verbundenen relativ langsamen Ausbreitungsgeschwindigkeit der 
Rebhühner. Auch aus diesem Grund sind wir der Auffassung, dass die Aus-
gleichsmaßnahme in unmittelbarer Nähe zum Eingriffsort stattfinden sollte. Hier 
ist neben guten Lebensbedingungen ein entsprechendes Ausbreitungspotential 
und die wichtige Vernetzung vorhanden. 

Beschlussvorschlag zu 28.13: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 28.9. 

Eine geringere Prädatorendichte ist für die Lokalisierung der Ausgleichs-
fläche nicht ausschlaggebend, da hierzu keine Daten vorliegen. 

  

28.14 Weitere Hinweise: 

Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung ist zudem aufzunehmen, dass 
die Feldlerche nicht nur direkt durch den Eingriff betroffen sind, sondern auch 
indirekt durch die Störwirkung der zukünftigen Bebauung. Da Feldlerchen einen 
deutlich Abstand von mindestens 150 m zu vertikalen Strukturen einhalten, ent-
fallen hier weitere Flächen, die sonst durch diese Vogelart als Fortpflanzungs-, 
Ruhe- und Nahrungshabitat genutzt würde. Die im Ausgleich zu berücksichti-
gende Fläche ist damit deutlich größer. 

Beschlussvorschlag zu 28.14: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

In der Literatur werden meist 50 m Abstand zu Silhouetten genannt und 
nicht 150 m. Als Nahrungshabitat werden die angrenzenden Flächen 
aber weiterhin bis an die Grenze der Bebauung genutzt. Das Zentrum 
des Brutreviers der Feldlerche nördlich der Grenze des Bebauungsplans 
wird sich also wahrscheinlich nach der Bebauung nach Norden verschie-
ben, aber dieses Brutrevier wird durch die Umsetzung des Bebauungs-
plans nicht zerstört. 
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28.15 Quellenangabe: 

Andrian-Werbung, von F.; Boldt, S.; Bolz, D.; Kalusche, J.; Mahn, D. Wolf-Roth, 
S. und Stöckel, S. (2011). Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in 
Hessen, 2. Fassung. Hrsg.: Hessisches Ministerium für Umwelt, Energie, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz. 

Laux, D., Herold, M., Bernshausen, F. und Hormann, M. (2017). Artenhilfskon-
zept für das Rebhuhn (Perdix perdix) in Hessen. Gutachten der Staatlichen Vo-
gelschutzwarte für Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland. 

Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LA-
NUV) (2024). Informationswebseite zu geschützten und planungsrelevanten Ar-
ten in NRW- Unterseite Feldlerche (Alauda arvensis). Zuletzt aufgerufen am 
13.08.2024. 

https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/de/ar-
ten/gruppe/voegel/massn/103035#massn_fazit 

Laux, D., Bernshausen, F. und Bauschmann, G. (2015). Maßnahmenblatt Feld-
lerche (Alauda arvensis). Empfehlungen der Staatlichen Vogelschutzwarte für 
Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland. 

Bock A. (2020). Lepus europaeus (Lagomorpha: Leporidae). Mammalian Spe-
cies 52: 125-142. 

Bundesamt für Naturschutz (BfN) (2024). Informationswebseite zum Arten-
schutz bei Eingriffen, zuletzt abgerufen am 13.08.2024. https://www.bfn.de/be-
sonderer-artenschutz-bei-eingriffen 

Bettendorf, J.; Böhm, N.; Jahns-Lüttmann, U.; Lüttmann, J.; Kuch, J.; Kluß-
mann, M.; Mildenberger, K.; Molitor, F.; und Reiner, J. (2021). Leitfaden CEF-
Maßnahmen - Hinweise zur Konzeption von vorgezogenen Ausgleichsmaßnah-
men (CEF) bei Straßenbauvorhaben in Rheinland-Pfalz; Bearbeiter FÖA Land-
schaftsplanung GmbH (Trier). Hrsg. Landesbetrieb Mobilität (LBM) Rheinland-
Pfalz. 

Zu 28.15: kein Abwägungserfordernis   

29. Landessportbund Hessen e. V. (28.06.2024) 
29.1 Wir danken Ihnen sehr herzlich, dass Sie uns die Möglichkeit eingeräumt ha-

ben, in v. g. Angelegenheit Stellung zu nehmen. 

Nach Prüfung der Angelegenheit durch unseren Geschäftsbereichsleiter […] 
teile ich Ihnen hiermit mit, dass Belange des Sports durch die v. g. Bauleitpla-
nung nicht beeinträchtigt werden. 

 

Stellungnahme ohne Anregung   
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37. Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Liegenschaftsverwaltung (24.07.2024) 
37.1 Wir beziehen uns auf Ihre E-Mail aus Ihrem Hause vom 18.07.2024 in der o. g. 

Angelegenheit. Hinsichtlich des Bebauungsplanentwurfes „Nördlich der Theo-
dor-Heuss-Str. II" bestehen seitens des Fachdienstes Liegenschaftsverwaltung 
keine Bedenken und Anregungen. 

Zu 37.1: kein Abwägungserfordernis   

37.2 Eingeforderte Dienstbarkeiten im Geltungsbereich sind mit den Unterlagen (An-
tragstext und Lageplan) jeweils schriftlich zu beantragen beim FD Liegen-
schaftsverwaltung. 

Beschlussvorschlag zu 37.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

45. Magistrat der Stadt Karben (12.08.2024) 
45.1 Zu der Bauleitplanung der Stadt Bad Vilbel im Ortsteil Dortelweil — Bebauungs-

plan „Nördlich der Theodor -Heuss -Straße II" bestehen seitens der Stadt Kar-
ben keine Bedenken. Für die Beteiligung am Verfahren bedanken wir uns. 

Stellungnahme ohne Anregung   

48. NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH (27.06.2024) 
48.1 Auf Ihre Anfrage […] vom 26.06.2024 können wir Ihnen heute mitteilen, dass 

gegenüber dem Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ der 
Stadt Bad Vilbel grundsätzlich keine Einwände bestehen. Alle unsere Leitungen 
befinden sich außerhalb Ihrer Flächennutzung. 

Stellungnahme ohne Anregung   

49. Oberhessische Versorgungsbetriebe AG (16.08.2024) 
49.1 Wir danken Ihnen für die Überlassung der Unterlagen. 

Gegen den uns vorliegenden Bebauungsplan bestehen, unter Berücksichtigung 
unserer Stellungnahme vom 10.01.2022 – ES/Wa/Schn - hinsichtlich unserer 
Belange keine Einwände. 

Beschlussvorschlag zu 49.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Es liegt keine Stellungnahme vom 10.01.2022 vor, jedoch Stellungnah-
men vom 14.01.2022, 17.01.2022 und 19.01.2022. Die Stellungnahmen 
sind nachfolgend aufgeführt.  

  

 

49.2 

Stellungnahme vom 14.01.2022 (ovag Netz GmbH) 

Die Stellungnahme erfolgt im Namen der ovag Netz GmbH, im Namen und im 
Auftrag der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt Bad Vilbel. Elektrische 
Anlagen der ovag Netz GmbH, der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt 
Bad Vilbel werden im Text gesamtheitlich betrachtet. 

Zu 49.2: kein Abwägungserfordernis   
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49.3 Im ausgewiesenen Gebiet sind eine Transformatorenstation, 20-kV-, 0,4-kV-
Kabel sowie Leerrohre vorhanden. Zusätzlich befinden sich in diesem Gebiet 
Anlagen für die Straßenbeleuchtung. Die ungefähre Lage der Anlagen haben 
wir in dem beigefügten Plan eingezeichnet und bitten um Darstellung im Bebau-
ungsplan. Für die korrekte Eintragung der Trassen besteht die Möglichkeit der 
örtlichen Einmessung. Zusätzlich können Sie die entsprechenden Bestands-
pläne bei den Stadtwerken Bad Vilbel anfordern. 

Beschlussvorschlag zu 49.3: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt.  

Begründung:  

Die im südlichen Bereich des Plangebietes vorhandene Transformato-
renstation ist bereits im Bebauungsplan im Bestand festgesetzt. 

Die im Plangebiet vorhandenen 20-kV-, 0,4-kV-Kabel, Leerrohre und An-
lagen der Straßenbeleuchtung befinden sich im Bereich öffentlicher Stra-
ßenverkehrsflächen. Die planungsrechtliche Absicherung privater Haus-
anschlüsse sowie von Leitungstrassen im Bereich öffentlicher Verkehrs-
flächen ist auf der Ebene des Bebauungsplans nicht erforderlich. 

  

49.4 Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass die Kabel auch weiterhin im 
öffentlichen Bereich liegen. Ansonsten ist für die Kabel ein Schutz- und Arbeits-
streifen von 2,50 m Breite, der nicht überbaut werden darf, auszuweisen. Hier 
muss sichergestellt sein, dass die OVAG und die Stadtwerke Bad Vilbel oder 
deren Beauftragte die Grundstücke zur Unterhaltung, Instandsetzung und Er-
neuerung jederzeit betreten und hierfür die notwendigen Arbeiten ausführen 
können. 

Zusätzlich ist zur Sicherung der Kabelleitungen eine – beschränkt persönliche 
Dienstbarkeit – erforderlich. 

Beschlussvorschlag zu 49.4: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung:  

Die im Bereich öffentlicher Verkehrsflächen vorhandenen Kabel verblei-
ben im öffentlichen Bereich. 

  

49.5 Außerdem möchten wir noch darauf hinweisen, dass in den Bereichen, in denen 
Bepflanzungen vorgesehen sind, die vorhandenen bzw. geplanten Kabel – 
auch die am Rande des Planungsbereiches liegenden – durch geeignete Maß-
nahmen zu schützen sind. Insbesondere sind die vorhandenen Straßenbe-
leuchtungseinrichtungen zu berücksichtigen. Im Einzelfall bitten wir um Rück-
sprache mit den Stadtwerken Bad Vilbel und dem 

Netzbezirk Friedberg, Dorheimer Straße, 61231 Bad Nauheim 

[…] Hinweis: personenbezogene Daten der Stellungnahme werden nicht abge-
druckt. 

Beschlussvorschlag zu 49.5:  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Der folgende Hinweis ist bereits im Textteil des Bebauungsplans enthal-
ten: 

„8 Schutz bestehender und geplanter Leitungen 

Bei Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich bestehender und geplanter 
Leitungen sind entsprechende Maßnahmen gemäß den technischen 
Anforderungen des jeweiligen Versorgungsträgers zum Schutz der 
Leitungen zu treffen.“ 

  

49.6 Wir bitten die Stadt Bad Vilbel bei evtl. notwendig werdenden Erdarbeiten (Ka-
nal, Wasserleitung, Straßenbau, Lärmschutzeinrichtung, etc.) im Bereich der 
Kabel, die ausführende Firma darauf aufmerksam zu machen, dass diese sich 
– um Störungen zu vermeiden – vor Arbeitsbeginn mit den Stadtwerken Bad 
Vilbel und dem o.g. Stützpunkt in Verbindung setzt. 

Beschlussvorschlag zu 49.6:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 34 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

Begründung:  

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

49.7 Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass keine Änderungen an den 
Bestandsanlagen notwendig werden. Sollte dies aus Sicht der Stadt dennoch 
der Fall sein, bitten wir diese, sich mit den Stadtwerken Bad Vilbel und uns in 
Verbindung zu setzen. Ein Angebot für die Änderung wird der Stadt Bad Vilbel 
vorgelegt. Die Kostenregelung erfolgt gemäß Wegenutzungsvertrag. 

Beschlussvorschlag zu 49.7:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Siehe Beschlussvorschläge zu 49.3 und 49.4. 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

49.8 Die Versorgung des im Planungsbereich ausgewiesenen Gebietes mit elektri-
scher Energie kann durch entsprechende Netzerweiterung erfolgen. 

Für die Versorgung des Baugebietes mit elektrischer Energie gehen wir von 
einem üblichen Energiebedarf bzw. einer üblichen Bezugsleistung je Wohnein-
heit aus. Hierbei sind größere Verbraucher (Wärmepumpen oder Ladesäulen 
für E-Mobilität) sowie auch größere Einspeiseleistungen (PV-Anlagen oder 
Blockheizkraftwerke) nicht berücksichtigt. Auf Grund dieser Annahmen gehen 
wir davon aus, dass die Versorgung des geplanten Baugebietes mit elektrischer 
Energie durch eine entsprechende Erweiterung des 0,4-kV-Netzes erfolgen 
kann. 

Wir bitten Sie den Vorhabenträger zu informieren, dass bei einem abweichen-
den Energiebedarf bzw. Bezugsleistungsbedarf oder abweichender Einspeise-
leistung (wie oben angeführt) die Errichtung zusätzlicher Transformatorenstati-
onen erforderlich werden. 

Beschlussvorschlag zu 49.8:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

49.9 Sollte für die Versorgung des geplanten Bau-/Gewerbegebietes mit elektrischer 
Energie eine (oder mehrerer kundeneigenen) Transformatorenstation (je nach 
elektrischem Leistungsbedarf) erforderlich werden, haben wir geeignete Stand-
orte in den beigefügten Plan eingezeichnet. 

Hierzu benötigen wir eine Fläche von mindestens 8,5 m Breite * 6,1 m Tiefe mit 
einem Kanalanschluss an der rechten/linken bzw. vorderen/hinteren Grund-
stücksseite. (Wir weisen darauf hin, dass kundeneigene Stationen als freiste-
hende Netzstationen oder innerhalb von Gebäude ebenerdig und von außen 
zugänglich zu errichten sind.) Neben der zeichnerischen Darstellung im Bebau-
ungsplan bitten wir textlich aufzunehmen, dass innerhalb der Fläche für Versor-
gungsanlagen mit der Zweckbestimmung Elektrizität (Trafostation), bauliche 
Anlagen die einzuhaltenden Grenzabstände nach Landesbauordnung unter-
schreiten dürfen. Die Station ist gem. Anlage zu § 63 HBO 

Beschlussvorschlag zu 49.9:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Zur Versorgung des Plangebietes mit Energie ist von den Stadtwerken 
Bad Vilbel auf dem Grundstück des Baugebietes der angrenzenden The-
aterwerkstätten (Flurstück 6/3) eine Transformatorenstation errichtet 
worden. Aus der Station kann sowohl das Baugebiet Theaterwerkstätten 
als auch das Gewerbegebiet Theodor-Heuss-Straße versorgt werden. 

Im Bebauungsplan ist textlich festgesetzt, dass innerhalb der Gewerbe-
gebiete GE 1 und GE 2 Nebenanlagen, die der Versorgung des Bauge-
bietes mit Elektrizität dienen, allgemein zulässig sind. Hierdurch wird die 
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baugenehmigungsfrei. Für Rückfragen, den Standort betreffend, setzen Sie 
sich bitte frühzeitig mit unserer Fachabteilung in Friedberg – Tel. 06031/82-
1231 – in Verbindung. 

Errichtung von kundeneigenen Transformatorenstationen ermöglicht. 
Durch diese Festsetzung soll eine höchstmögliche Flexibilität im Hinblick 
auf die Unterbringung von Transformatorenstationen zur Versorgung des 
Plangebietes mit Energie planungsrechtlich gesichert werden. 

49.10 Eine Aussage, wie der Anschluss von möglichen Gewerbebetrieben an das 
Netz ausgeführt wird, ist erst möglich, wenn feststeht, welche Leistung an den 
noch festzulegenden Anschlusspunkten benötigt wird. Zur Abstimmung, wie ein 
Anschluss ausgeführt werden kann, setzen Sie sich bitte frühzeitig mit den 
Stadtwerke Bad Vilbel und der Fachabteilung in Friedberg – Tel. 06031/82-1336 
– in Verbindung. 

Beschlussvorschlag zu 49.10:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

49.11 Sollen im Zuge der Baumaßnahme Lichtpunkte versetzt, Stahlrohrmaste der 
Lichtpunkte erneuert oder zusätzliche Lichtpunkte errichtet werden, wenden Sie 
sich bitte frühzeitig an die Stadt Bad Vilbel und die Fachabteilung in Friedberg 
– strassenbeleuchtung@ovag.de. 

Beschlussvorschlag zu 49.11:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

49.12 Sollte ein externer Ausgleich erforderlich werden, benötigen wir für eine ab-
schließende Stellungnahme die genaue Lage der Ausgleichsfläche sowie An-
gaben über Art der Ersatzmaßnahmen. 

Beschlussvorschlag zu 49.12:  

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung:  

Die aus artenschutzrechtlicher Sicht erforderliche externe Kompensati-
onsfläche befindet sich zwischen Dortelweil und Klein-Karben ca. 700 m 
nordöstlich vom Plangebiet entfernt. Es handelt sich um das Flurstück 
19/2 (teilweise) in der Flur 5, Gemarkung Dortelweil. Das Flurstück be-
findet sich im Eigentum der Stadt Bad Vilbel.  

Die Oberhessische Versorgungsbetriebe AG hat mit Datum vom 
23.07.2025 eine abschließende Stellungnahme zu der Lage der externen 
Kompensationsfläche abgegeben. Siehe Beschlussvorschläge zu 49.20 
bis 49.29.  

  

49.13 Wir bitten zum gegebenen Zeitpunkt um Information über das mit der Planung 
und Projektierung der Erschließung beauftragte Ingenieurbüro, damit unserer-
seits eine termingerechte Umsetzung notwendiger Erweiterungen oder Verän-
derungen des elektrischen Netzes gewährleistet werden kann. 

Beschlussvorschlag zu 49.13:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 
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49.14 Wenn unsere Belange berücksichtigt werden, haben wir keine Einwände gegen 
diesen Bebauungsplan (dieses Vorhaben). 

Zu 49.14: kein Abwägungserfordernis   
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 Anlage 1 
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49.15 

Stellungnahme vom 17.01.2022 (Oberhessische Versorgungsbetriebe AG) 

Im angefragten Bereich von Dortelweil sind Wasserversorgungsanlagen unse-
res Unternehmens vorhanden. 

Den Bestand unserer 1. Fernwasserleitung HW 300 – 800 Inheiden – Frankfurt 
M. entnehmen Sie bitte dem angehängten Lageplanauszug M. 1: 500. 

Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass es sich bei der 1. Fernwasserleitung 
HW 300 - 800 um eine ca. 120 Jahre alte, aus bleiverstemmten Muffenrohren 
bestehende Leitung handelt, die gegen Erschütterungen sehr empfindlich ist. 

Diese Versorgungsleitung hat für die Trinkwasserversorgung des oberhessi-
schen Raumes sowie der nördlichen Rhein-Main Region eine sehr hohe Be-
deutung. 

Beschlussvorschlag zu 49.15:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Die Lage der 1. Fernwasserleitung HW 300 – 800 Inheiden – Frankfurt 
befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
„Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ im Bereich der öffentlichen Stra-
ßenverkehrsfläche der Friedberger Straße (K 10). Die Fernwasserleitung 
wird durch die Planungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans nicht 
beeinträchtigt. 

  

49.16 Deshalb bitten wir Sie, uns frühzeitig in Ihre Aktivitäten einzubinden um recht-
zeitig eventuelle Leitungssicherungsmaßnahmen vorzunehmen. 

Des Weiteren können wir keine verbindliche Aussage über die genaue Lage 
und Tiefe der Fernwasserleitung und des Steuerkabels treffen, hier ist es unbe-
dingt notwendig vor Beginn der Arbeiten die Leitung in gefährdeten Maßnah-
menbereichen per Suchschlitze, vorzugsweise in Handschachtung, zu defi-
nieren. 

Bei Arbeiten in unmittelbarer Nähe der Anlagen bitten wir um rechtzeitige Ver-
ständigung. Auf die Kabel- und Wasserleitungsschutzanweisungen wird hinge-
wiesen. Ohne ausdrückliche Genehmigung der OVAG darf die Lage der Leitun-
gen nicht verändert werden. 

Dieser Plan verliert 2 Monate nach dem Ausstelldatum seine Gültigkeit. 

Sollten Sie wichtige Informationen nicht erkennen können, ist eine Nach-
frage in unserem Hause dringend erforderlich. 

Bei Arbeiten in unmittelbarer Nähe der Leitung bitten wir um rechtzeitige Ver-
ständigung (planauskunftwasser@ovag.de ). 

Beschlussvorschlag zu 49.16:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Siehe Beschlussvorschlag zu 49.15. 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

49.17 Ob und inwieweit elektrische Anlagen betroffen sind, sowie nähere Angaben 
zum vorhandenen Steuerkabel wird Ihnen in getrennter Stellungnahme von der 
OVAG Netz GmbH, Abteilung ED mitgeteilt. 

Zu 49.17: kein Abwägungserfordernis   
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 Anlage 1 
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49.18 

Stellungnahme vom 19.01.2022 (Oberhessische Versorgungsbetriebe AG) 

Wir bitte die leicht verspätete Stellungnahme zum Bebauungsplan „Nördlich der 
Theodor-Heuss-Straße II“ zu entschuldigen. Aufgrund der mitgeteilten Bezeich-
nung des Baubauungsplans „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ konnten 
wir diese genaue Bezeichnung in den u.a. aufgeführten Links nicht finden und 
mussten erst Intern eine Klärung bei führen. Wir gehen aber davon aus, dass 
es sich bei „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße“ (mit oder ohne II) um die exakt 
gleichen Fläche handelt. 

Beschlussvorschlag zu 49.18:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Die Unterlagen zur Frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zum Bebauungs-
plan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ standen für den gesamten 
Beteiligungszeitraum vom 06.12.2021 bis 14.01.2022 über die übermit-
telten Links zum Download bereit. 

  

49.19 Die Fachabteilung Wasser der OVAG sieht vorerst für deren Zuständigkeitsbe-
reich keine Interessenkonflikte, weisen aber darauf hin, dass in unmittelbarer 
Nähe (aber außerhalb der Baugrenzen) der Bauflächen unsere 1. Fernwasser-
leitung DN700 GG verläuft. Eine entsprechende Planauskunft über den Lei-
tungsverlauf wurde Ihnen übermittelt. Über eine frühzeitige Informationen zum 
Baubeginn würden wir uns sehr freuen. 

Beschlussvorschlag zu 49.19:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Siehe Beschlussvorschläge zu 49.15 und 49.16. 

  

 

49.20 

Stellungnahme vom 23.07.2025 

Wir danken Ihnen für die Überlassung der Unterlagen. 

Die Stellungnahme erfolgt im Namen der ovag Netz GmbH, im Namen und im 
Auftrag der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt Bad Vilbel. Elektrische 
Anlagen der ovag Netz GmbH, der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt 
Bad Vilbel werden im Text gesamtheitlich betrachtet. 

Die Belange für die Wasserversorgungsanlagen der OVAG sind in dieser Stel-
lungnahme nicht mitberücksichtigt worden. Eine separate Auskunft können Sie 
über unsere Fachabteilung in Inheiden (planauskunftwasser@ovag.de) Tel. 
06402 511-0 einholen. 

Zu 49.20: kein Abwägungserfordernis 

 

  

49.21 Im ausgewiesenen Gebiet sind 20-kV- und Fernmeldekabel verlegt. Ebenso ist 
eine Fernmelde-Freileitung mit den zugehörigen Masten vorhanden. Die unge-
fähre Lage der Anlagen haben wir in dem beigefügten Plan eingezeichnet und 
bitten um Darstellung im Bebauungsplan. Für die korrekte Eintragung der Tras-
sen und der Maststandorte besteht die Möglichkeit der örtlichen Einmessung. 
Zusätzlich können Sie die entsprechenden Bestandspläne bei den Stadtwerken 
Bad Vilbel (oder planauskunftstrom@ovag-netz.de) anfordern. 

Beschlussvorschlag zu 49.21:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Die Anregung bezieht sich auf die artenschutzrechtlich erforderliche ex-
terne Kompensationsfläche (Gemarkung Dortelweil, Flur 5, Flurstück 
19/2). Regelungen zu der externen Kompensationsfläche erfolgen im 
Rahmen eines städtebaulichen Vertrags gemäß § 11 BauGB. Eine Dar-
stellung im Bebauungsplan ist somit nicht möglich. 
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49.22 Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass die Kabel auch weiterhin im 
öffentlichen Bereich liegen. Ansonsten ist für die Kabel ein Schutz- und Arbeits-
streifen von 2,50 m Breite, der nicht überbaut werden darf, auszuweisen. Hier 
muss sichergestellt sein, dass die OVAG und die Stadtwerke Bad Vilbel oder 
deren Beauftragte die Grundstücke zur Unterhaltung, Instandsetzung und Er-
neuerung jederzeit betreten und hierfür die notwendigen Arbeiten ausführen 
können. 

Zusätzlich ist zur Sicherung der Kabelleitungen eine – beschränkt persönliche 
Dienstbarkeit – erforderlich. 

Beschlussvorschlag zu 49.22: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung:  

Die 20-kV- und Fernmeldekabel verbleiben im öffentlichen Bereich und 
liegen nach Angabe der Stadtwerke Bad Vilbel außerhalb der arten-
schutzrechtlichen Kompensationsfläche, sodass der Zugang der Ober-
hessischen Versorgungsbetriebe AG und der Stadtwerke Bad Vilbel oder 
deren Beauftragte zu den Kabeln zur Unterhaltung, Instandsetzung und 
Erneuerung sichergestellt ist. 

  

49.23 Außerdem möchten wir noch darauf hinweisen, dass in den Bereichen, in denen 
Bepflanzungen vorgesehen sind, die vorhandenen bzw. geplanten Kabel – 
auch die am Rande des Planungsbereiches liegenden – durch geeignete Maß-
nahmen zu schützen sind. Im Einzelfall bitten wir um Rücksprache mit den 
Stadtwerken Bad Vilbel (anschluss@sw-bv.de) und dem Netzbezirk Friedberg, 
Dorheimer Straße, 61231 Bad Nauheim Tel. (0 60 31) 82 16 57. 

Beschlussvorschlag zu 49.23: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung:  

Die Anregung bezieht sich auf die artenschutzrechtlich erforderliche ex-
terne Kompensationsfläche (Gemarkung Dortelweil, Flur 5, Flurstück 
19/2). Regelungen zu der externen Kompensationsfläche erfolgen im 
Rahmen eines städtebaulichen Vertrags gemäß § 11 BauGB. 

  

49.24 Wir bitten die Stadt Bad Vilbel bei evtl. notwendig werdenden Erdarbeiten (Ka-
nal, Wasserleitung, Straßenbau, Lärmschutzeinrichtung, etc.) im Bereich der 
Kabel, die ausführende Firma darauf aufmerksam zu machen, dass diese sich 
– um Störungen zu vermeiden – vor Arbeitsbeginn mit den Stadtwerken Bad 
Vilbel und dem o.g. Stützpunkt in Verbindung setzt. 

Beschlussvorschlag zu 49.24:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

49.25 Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass keine Änderungen an den 
Bestandsanlagen notwendig werden. Sollte dies aus Sicht der Stadt dennoch 
der Fall sein, bitten wir diese, sich mit den Stadtwerken Bad Vilbel und uns in 
Verbindung zu setzen. Ein Angebot für die Änderung wird der Stadt Bad Vilbel 
vorgelegt. Die Kostenregelung erfolgt gemäß Wegenutzungsvertrag. 

Beschlussvorschlag zu 49.25:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

49.26 Sollen im Zuge der Baumaßnahme Lichtpunkte oder Stahlrohrmaste der Licht-
punkte errichtet werden, wenden Sie sich bitte frühzeitig an die Stadt Bad Vilbel 
und die Fachabteilung in Friedberg (strassenbeleuchtung@ovag.de). 

Beschlussvorschlag zu 49.26:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 
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49.27 Sollte ein weiterer zusätzlicher externer Ausgleich erforderlich werden, benöti-
gen wir für eine abschließende Stellungnahme die genaue Lage der Aus-
gleichsfläche sowie Angaben über Art der Ersatzmaßnahmen. 

Beschlussvorschlag zu 49.27:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Es sind keine über die bereits bekannte externe Kompensationsfläche 
hinaus gehenden externen Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 

  

49.28 Wir bitten zum gegebenen Zeitpunkt um Information über das mit der Planung 
und Projektierung der Erschließung beauftragte Ingenieurbüro, damit unserer-
seits eine termingerechte Umsetzung notwendiger Erweiterungen oder Verän-
derungen des elektrischen Netzes gewährleistet werden kann. 

Beschlussvorschlag zu 49.28:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

49.29 Wenn unsere Belange berücksichtigt werden, haben wir keine Einwände gegen 
dieses Vorhaben. 

Beschlussvorschlag zu 49.29:  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Siehe Beschlussvorschläge 49.20 bis 49.28. 
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 Anlage 1 

 

   

50. PLEdoc mbH (16.07.2024) 
50.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von 

uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG 
(NETG), Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 

Stellungnahme ohne Anregung   
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Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. 

Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer 
einer erneuten Abstimmung mit uns. 

51. Polizeipräsidium Mittelhessen (01.07.2024) 
51.1 Der Regionale Verkehrsdienst Wetterau hat die Planunterlagen zur Kenntnis 

genommen und erhebt aus verkehrspolizeilicher Sicht keine Einwände hinsicht-
lich des oben genannten Bebauungsplans. 

Stellungnahme ohne Anregung   

52. Regierungspräsidium Darmstadt (15.08.2024) 
52.1 Nachfolgend erhalten Sie meine koordinierte Stellungnahme. Sollten Sie Fra-

gen haben, stehe ich zu deren Beantwortung gerne zur Verfügung. 

A. Beabsichtigte Planung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes beabsichtigt die Stadt Bad Vilbel, am 
nördlichen Rand des Stadtteils Dortelweil das bestehende Gewerbegebiet zu 
erweitern. Der westliche Teil des Geltungsbereichs des vorliegenden Bebau-
ungsplans ist durch die rechtskräftige 1. Änderung und Erweiterung des Bebau-
ungsplans „Gewerbegebiet nördlich der Theodor-Heuss-Straße“ und den Be-
bauungsplan „Theaterwerkstätten Dortelweil“ erfasst. Dort befinden sich bereits 
Gewerbeflächen. Der östliche Teil wird gegenwärtig ackerbaulich genutzt. 

Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von insgesamt 7,17 ha. 

Zu 52.1: kein Abwägungserfordernis   

52.2 B. Stellungnahme 

I. Abteilung III Regionalplanung, Bauwesen, Wirtschaft, Verkehr 

1. Dezernat III 31.1 – Regionalplanung und Dezernat III 31.2 – Regionale Sied-
lungs- und Bauleitplanung, Bauwesen 

Unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung aus 
der Sicht der Raumordnung wie folgt Stellung: 

Der gesamte Geltungsbereich umfasst eine Fläche von etwa 7,2 ha. Die neu 
ausgewiesene Gewerbefläche soll eine Fläche von etwa 3,8 ha einnehmen. Im 
Südosten soll die landwirtschaftliche Flächennutzung beibehalten werden. In-
nerhalb des Geltungsbereichs sind bereits 1,65 ha als Gewerbe, Bestand aus-
gewiesen. 

Das geplante Gewerbegebiet liegt mit 3,8 ha innerhalb eines im Regionalplan 
Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 ausgewiesenen 

Beschlussvorschlag zu 52.2: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Aufgrund der neuen Bewertung des Regierungspräsidiums Darmstadt 
hinsichtlich des Erfordernisses eines Zielabweichungsverfahrens im Hin-
blick auf die Entwicklung des Baugebietes „Nördlich der Theodor-Heuss-
Straße II“, ist eine Abweichung von den Zielen Z 3.4.2-4, Z 10.1-10, Z 
4.3-2 und Z 4.3-3 des Regionalplans Südhessen im Sinne des § 6 Raum-
ordnungsgesetz (ROG) und § 8 Hessisches Landesplanungsgesetz 
(HLPG) erforderlich. Der Zielabweichungsantrag wurde parallel zur Auf-
stellung des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ 
bei der Regionalversammlung Südhessen gestellt. Durch das Umwelt-
büro GPM, Kronberg wurde zudem eine Vorprüfung im Sinne des § 8 

 X 
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„Vorranggebiet für Landwirtschaft“, welches zudem von einem „Vorbehaltsge-
biet für Grundwasserschutz“ und teilweise von einem „Vorbehaltsgebiet für be-
sondere Klimafunktionen“ überlagert wird. 

Da die Ziele der Planung sich nicht mit dem „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ 
vereinbaren lassen, kann von dem Erfordernis zu Durchführung eines Zielab-
weichungsverfahren gem. § 8 Abs. 3 HLPG nicht abgesehen werden. 

Mit Rundverfügung vom 27. Juni 2023 des Regierungspräsidiums wurde die 
bisherige Praxis, dass Bauleitpläne mit einer Flächengröße unterhalb der Dar-
stellungsgrenze von 5,0 ha grundsätzlich an die Ziele der Raumordnung ange-
passt sind, geändert. Die Durchführung eines Zielabweichungsverfahrens ist 
seitdem ab einer Flächengröße von 3,0 ha grundsätzlich erforderlich. 

In den vorgelegten Unterlagen bezieht sich die Stadt Bad Vilbel auf Seite 26 der 
Begründung auf ein mit mir geführtes Telefonat aus dem Jahr 2022. Zum Zeit-
punkt des Telefonates galt für diesbezügliche Verfahren eine Übergangsfrist, in 
der wir auf die Forderung zur Durchführung eines Zielabweichungsverfahrens 
verzichten konnten. Da die Stadt nun allerdings zwei Jahre mit der Fortführung 
des Verfahrens gewartet hat, gilt diese Frist nicht mehr. 

Wie bereits vorab mündlich mitgeteilt, ist daher die Durchführung eines Zielab-
weichungsverfahrens erforderlich. Ich weise in diesem Zusammenhang auch 
darauf hin, dass aufgrund des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 28. 
September 2023 (BeckRS 2023, 26061) die Prüfung, ob die Grundzüge der 
Planung im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG berührt sind, der Durchführung 
einer Vorprüfung im Sinne des § 8 Abs. 2 ROG bedarf. 

Zur Abstimmung der Unterlagen und zum weiteren Vorgehen wird empfohlen, 
sich mit dem Dezernat III 31.2 in Verbindung zu setzen. 

Abs. 2 ROG erarbeitet. Die Regionalversammlung Südhessen hat den 
Zielabweichungsbeschluss in ihrer Sitzung am 04.07.2025 gefasst. 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird entsprechend angepasst. 

52.3 II. Abteilung IV/F Umwelt Frankfurt 

Bezüglich der vom Regierungspräsidium Darmstadt - Abteilung Umwelt Frank-
furt - zu vertretenden Belange teile ich Ihnen folgendes mit: 

1. Dezernat IV/F 41.1 – Grundwasser 

Grundwasser: 

Die Bauleitplanung muss wasserwirtschaftliche Belange, d.h. insbesondere 
eine ausreichende Wasserversorgung sowie Grundwasserschutz, angemessen 
berücksichtigen. Hierzu bietet die Arbeitshilfe „Wasserwirtschaft in der Bauleit-
planung“ des Hessischen Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt, Wein-
bau, Forsten, Jagd und Heimat (Stand: August 2023) eine Hilfestellung. 

Beschlussvorschlag zu 52.3: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Für das Plangebiet des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-Heuss-
Straße II“ stellen die Stadtwerke Bad Vilbel GmbH den Löschwasserbe-
darf für den Grundschutz gem. DVGW-Arbeitsblatt W 405 „Bereitstellung 
von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“ zur Ver-
fügung. Im konkreten Fall sind dies 144 m³/h = 2.400 l/Min. bei einem 
Mindestfließdruck von 1,5 bar. 

Für das Plangebiet des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-Heuss-
Straße II“ ist ein zusätzlicher Trinkwasserbedarf von 7.100 m³/a zu be-
rücksichtigen. Diese Menge entspricht lediglich einer Zunahme von 0,3 

 X 



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 46 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

In den Unterlagen sind dazu keine ausreichenden Aussagen enthalten und sind 
daher nachzubessern. Hierzu gebe ich folgende Hinweise: 

Wasserversorgung 

Sie haben als planaufstellende Kommune in eigener Verantwortung sicherzu-
stellen, dass die Versorgungssicherheit der öffentlichen Wasserversorgung 
dauerhaft für die künftige Bebauung gewährleistet ist. Bitte legen Sie hierzu die 
Sicherstellung der Wasserversorgung für das Baugebiet dar. Der gesamte 
Wasserbedarf (Trink-, Betriebs-, Löschwasser) ist unter Berücksichtigung der 
demografischen Entwicklung und des Klimawandels zu ermitteln (Jahresmenge 
und Tagesspitzenbedarf). 

Es ist der Nachweis zu erbringen, dass der gesamte Wasserbedarf mit den vor-
handenen Wasserrechten sowie den technischen Anlagen, auch unter Berück-
sichtigung des Klimawandels langfristig durch den/die zuständigen Wasserver-
sorger gedeckt werden kann. Bei Fremdbezug von Trinkwasser ist zusätzlich 
eine aktuelle Bestätigung der eingeplanten Liefermenge des Fremdversorgers 
vorzulegen. 

In der Begründung des Bebauungsplans wurden Berechnungen über die Si-
cherstellung des zu erwartenden Wasserbedarfs des Plangebiets (ca. 7.100 
m³/a) vorgelegt. Hierbei wird auf eine Zusicherung der OVAG verwiesen. Auf-
grund der aktuellen Lieferreduzierungen der OVAG aufgrund der 2020 einge-
führten Wasserampel, welche bereits auf Gelb steht und mit Liefereinschrän-
kungen von 5 % einhergeht, wird diese Aussage hinterfragt. Es ist daher ein 
aktualisierter Nachweis vorzulegen, ob die damals geplante Erhöhung der Zu-
lieferung nach dem heutigen Stand noch zugesichert werden kann. Auch die 
Eigenförderung der Stadt Bad Vilbel ist bereits ausgeschöpft. 

Es ist der Nachweis zu erbringen, dass der gesamte Wasserbedarf durch die 
zuständigen Wasserversorger gedeckt werden kann. 

Für den Fall einer Wassermangelsituation ist darzulegen, welche Maßnahmen 
dann ergriffen werden. (s. hierzu Muster-Gefahrenabwehrverordnung auf hes-
sen.de) 

% bezogen auf die Gesamtverbrauchsmenge der Stadt Bad Vilbel und 
ist durch die vorhandenen Lieferverträge mit der OVAG, dem Zweckwas-
serverband Unteres Niddatal sowie der Eigenförderung, gesichert ver-
fügbar. 

Der Wasserbedarf für den zukünftigen Verbrauch in der Gesamtstadt von 
Bad Vilbel inklusive der geplanten Baugebiete wird durch eine Be-
zugsanpassung über die OVAG sichergestellt. Der Wasserlieferungsver-
trag wurde mit Gültigkeit zum 01.01.2025 auf eine Menge von 2,25 Mio. 
m³/a angepasst. 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird um die entsprechenden An-
gaben ergänzt.  

52.4 Daneben sollen die Möglichkeiten der Nutzung von Niederschlagswasser oder 
anderem Abwasser (insbesondere Grauwasser) zu Brauchwasserzwecken ent-
sprechend dem Nutzungszweck untersucht und dementsprechend ausge-
schöpft werden. Entsprechende Vorgaben zur sparsamen Trinkwasserverwen-
dung und –substitution sind in die Bauleitplanung aufzunehmen. (s. hierzu Mus-
ter-Zisternensatzung auf hessen.de) 

Beschlussvorschlag zu 52.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass anfallendes Niederschlagswas-
ser in Zisternen zu sammeln und zur Garten- bzw. Freiflächenbewässe-
rung zu nutzen ist. Die Zisternen sind als Retentionszisternen 
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auszubilden, die sowohl Regenwasser für die Garten- bzw. Freiflächen-
bewässerung speichern, als auch Regenwasser zurückhalten und ge-
drosselt mit einer Einleitmenge von 10 l/(s*ha) an den öffentlichen Kanal 
ableiten. 

Die Nutzung von anderem Abwasser/Grauwasser innerhalb des Plange-
bietes ist nicht vorgesehen. 

52.5 Verminderung der Grundwasserneubildung 

Es ist darzulegen, welchen Einfluss das Vorhaben auf die Grundwasserneubil-
dung hat und welche Maßnahmen vorgesehen sind, um eine Verringerung der 
Grundwasserneubildung so gering wie möglich zu halten. Dabei sollte ange-
strebt werden, dass die Versiegelung von Flächen möglichst geringgehalten 
wird und anfallender Niederschlag im Planungsgebiet verbleibt. 

Beschlussvorschlag zu 52.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Versiegelung innerhalb des Plangebietes wird auf das notwendige 
Maß reduziert. Der Bebauungsplan sieht vor, dass Stellplätze und zu be-
festigende Flächen der Baugrundstücke mit wasserdurchlässigem Belag 
herzustellen sind. Die festgesetzte Dach- und Tiefgaragenbegrünung ge-
währleistet zudem, dass ein großer Teil des Niederschlagswassers nicht 
zum Abfluss kommt, sondern innerhalb des Plangebietes verbleibt. 

Zusammen mit der zusätzlichen Nutzung von Regenwasser für die Gar-
ten- bzw. Freiflächenbewässerung wird die wasserwirtschaftliche Ge-
samtsituation optimiert und die Grundwasserneubildung gefördert. 

  

52.6 Versickerung von Niederschlagswasser 

Die Möglichkeit der Versickerung von Niederschlagswasser ist auf Grundlage 
eines hydrologischen Gutachtens zu prüfen. Soweit eine Versickerung von Nie-
derschlagswasser nicht vorgesehen oder möglich ist, ist dies entsprechend zu 
begründen. 

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass bei einer Versickerung von Nieder-
schlagswasser die Mächtigkeit des Sickerraums, bezogen auf den mittleren 
höchsten Grundwasserstand (MHGW), mindestens 1 Meter betragen sollte 
(hier ggf. nicht gegeben). Dabei sollte der höchste gemessene Grundwasser-
stand herangezogen werden. Die Klärung der Zulässigkeit einer Versickerung 
von Niederschlagswassers ist dem entsprechenden Verfahren vorbehalten. 

Beschlussvorschlag zu 52.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße II“ wurde durch das Ingenieurbüro für Geotechnik RPGeo, 
Gelnhausen, eine Baugrunderkundung und geotechnische Beratung er-
stellt. Die festgestellten Durchlässigkeiten sind gemäß den Vorgaben 
nach DWA Merkblatt A 138 für eine Versickerung von Niederschlagswas-
ser zu gering. Eine Versickerung ist damit nach DWA-A 138 nicht mög-
lich.  

Die gezielte Versickerung von Niederschlagswasser ist innerhalb des 
Plangebietes daher nicht vorgesehen. 

  

52.7 Einbindung von Bauwerken ins Grundwasser 

Sofern für das Vorhaben eine Grundwasserhaltung erforderlich wird oder ein 
Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser bewirkt wird, ist hierfür 
ggf. eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die zuständige Wasserbehörde 

Beschlussvorschlag zu 52.7: 

Der Anregung wird gefolgt. 

 X 
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erforderlich. Ich bitte Sie, dies als Hinweis in den Textteil des Bebauungsplans 
aufzunehmen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans 
aufgenommen. 

52.8 Heilquellen-/Wasserschutzgebiet 

Das Oberhessische Heilquellenschutzgebiet wurde zum 01.08.2023 aufgeho-
ben. 

Beschlussvorschlag zu 52.8: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird entsprechend angepasst. 

 X 

52.9 2. Dezernat IV/F 41.2 – Oberflächengewässer 

Das Planungsgebiet liegt nicht im Überschwemmungsgebiet oder im Uferbe-
reich eines öffentlichen Oberflächengewässers. Es bestehen keine Bedenken. 

Zu 52.9: kein Abwägungserfordernis   

52.10 3. Dezernat IV/F 41.3 – Abwasser, Gewässergüte 

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegenden Bedenken. 

Hinsichtlich der Randbedingungen der Entwässerung fanden bereits Vorbe-
sprechungen mit der Stadt Bad Vilbel statt. 

Seitens des RP Darmstadt besteht bei der Erschließung von neuen Baugebie-
ten im Trennsystem mittlerweile die generelle Forderung (nicht nur bei kleineren 
Gewässern) einer Drosselabflussspende von qDr= ca. 3 l/ (s*ha_AE,k), wobei 
der Drosselabfluss QDr auf die kanalisierte Einzugsgebietsfläche AEk zu bezie-
hen ist und die Jährlichkeit T=2a beträgt. 

Dieser hessenweit abgestimmte Ansatz soll dem natürlichen Abfluss einer un-
bebauten Fläche entsprechen. 

Insofern sind die unter Ziffer F 16.2 der Begründung aufgeführte Machbarkeits-
studie sowie die wasserwirtschaftlichen Festsetzungen (Ziffer D 1) hinsichtlich 
dieser Vorgabe nochmals zu überprüfen bzw. ggf. anzupassen. 

Beschlussvorschlag zu 52.10: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das Volumen des neuen Regenrückhaltebeckens „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße II“ für die öffentlichen Flächen wird für eine Drosselab-
flussspende von qr = 10 l / (s x ha) ausgelegt, also Qr,max = 69 l/s. Jedoch 
wird gleichzeitig eine Reduzierung des Drosselabflusses vom Regen-
rückhaltebecken „Bauhof“ von derzeit Qr,max = 1.570 l/s auf Qr,max = 800 
l/s vorgenommen. 

Mit der Umsetzung dieser Maßnahmen wird der Drosselabfluss an der 
Einleitestelle in die Nidda bei der Einleitestelle Nr. 36 um insgesamt 
Qr,max = 701 l/s reduziert. Somit verringert sich im Gesamteinzugsgebiet 
(von alt 118,77 ha auf neu 119,41 ha) an der Einleitestelle Nr. 36 die 
Gesamtdrosselabflussspende von derzeit qr,Bestand = 17,3 l / (s x ha) auf 
neu qr,Planung = 11,3 l / (s x ha). 

Das Regierungspräsidium Frankfurt hat diesem Lösungsansatz mit 
Email vom 22.01.2025 zugestimmt. 

  

52.11 Weiterhin ist das Plangebiet nicht Bestandteil der aktuellen Schmutzfrachtsimu-
lationsberechnung-SMUSI- für das Einzugsgebiet der Kläranlage Bad Vilbel. 
Aufgrund der Erschließung im Trennverfahren kann die Mehrbelastung der vor-
handenen Abwasseranlagen hinsichtlich der Schmutzfrachtbelastung jedoch 
als gering beurteilt werden. 

Bei der nächsten Fortschreibung der SMUSI ist das Gebiet zu berücksichtigen. 

Beschlussvorschlag zu 52.11: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

In der im Februar 2024 fertiggestellten Schmutzfrachtberechnung wur-
den alle Entlastungsanlagen im Einzugsgebiet der Stadt Bad Vilbel mit 
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der Belastung „Bestand“ nachgewiesen. Neubaugebiete wurde hier nicht 
berücksichtigt. 

Da die Fläche des geplanten Gewerbegebietes „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße II“ im Trennsystem entwässern werden wird, hat sie keine 
Auswirkungen auf die CSB-Entlastungsfracht der Entlastungsanlage 
B10 (Peter-Fleischhauer-Straße), zu welcher das Schmutzwasser aus 
dem Gewerbegebiet geleitet wird. 

Durch das Ingenieurbüro Hartwig wurde ein zusätzlicher Bestandsnach-
weis inklusive dem geplanten Gewerbegebiet „Nördlich Theodor-Heuss-
Straße II“ erarbeitet.  

Die zusätzliche Fläche von 5,752 ha erhält mit einer angenommenen E-
Dichte von 20 E/ha eine Erhöhung um 115 E. Dies entspricht einer Er-
höhung der angeschlossenen Einwohnerzahlen um knapp 4 %.  

Die nachgewiesene CSB-Entlastungsfracht im „Bestand“ beträgt 133 kg 
CSB/ha Au und liegt damit deutlich unter der zulässigen Entlastungs-
fracht von 225 kg CSB/ha Au. Die entlastete Schmutzfracht am B10 
kommt primär von den angeschlossenen Mischgebietsflächen mit einer 
Größe von AEK = 35,834 ha. Die angeschlossenen Trennsystemflächen 
mit einer Größe von AEK = 34,304 ha haben nur eine untergeordnete 
Bedeutung. 

Der zuvor genannte Schmutzfrachtnachweis „Planungsziel“ zeigt, dass 
die CSB-Entlastungsfracht bei der Entlastung B10 exakt die gleiche wie 
im Bestandsnachweis ist. Also ein im Trennsystem erschlossenes Bau-
gebiet hat keine Auswirkungen auf die CSB-Entlastungsfacht bei der Ent-
lastungsanlagen hat. 

Im Rahmen der nächsten Aktualisierung des SMUSI-Nachweises wird 
das Gewerbegebiet „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ berücksich-
tigt. 

52.12 Hinweise: 

Die Einleitung von Abwasser (Niederschlagswasser) in ein Oberflächengewäs-
ser oder in das Grundwasser ist erlaubnispflichtig. 

Die Veränderung des Einzugsgebietes einer wasserrechtlich erlaubten Einlei-
tung (z.B. aus einer Entlastungsanlage) bedarf einer Änderungserlaubnis! 

Beschlussvorschlag zu 52.12: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Durch den Neubau des geplanten Regenrückhaltebeckens „Nördlich der 
Theodor-Heuss-Straße II“ mit gleichzeitiger Neueinstellung des max. 
Drosselabflusses am vorhandenen Regenrückhaltebecken „Bauhof“ wird 
der Regenwasserabfluss an der Einleitestelle Nr. 36 um Qr,max = 701 l/s 
reduziert (siehe hierzu auch Beschlussvorschlag zu 52.11). 

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 50 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

Das Ingenieurbüro Hartwig hat am 16.12.2021 dem Regierungspräsi-
dium Frankfurt die Grundlagen für den möglichen Einleiteänderungsan-
trag zur Verfügung gestellt. Diesen wurde mit Email vom 22.01.2025 zu-
gestimmt. 

Eine angepasste Hydraulik für das Planungsziel wird noch erarbeitet. 

Mit Email vom 27.12.2021 kann nach Ansicht des Regierungspräsidiums 
Frankfurt (Zitat): die geplante Erschließung des Baugebietes „Nördlich 
der Theodor-Heuss-Straße II“ (hinsichtlich der Einleitung von Nieder-
schlagswasser in die Nidda über die Einleitestelle 36) auf Grundlage Ih-
res „Baugebietsentwicklungskonzeptes“ akzeptiert werden. Unabhängig 
von der Schaffung von Rückhaltevolumen sollte aber auch der verzö-
gerte Abfluss durch Dachbegrünung und Zisternen für das Baugebiet 
festgeschrieben werden (Zitatende). 

52.13 Für die Verbesserung bzw. Aufrechterhaltung des örtlichen Wasserhaushalts 
sollte eine Wasserhaushaltsbilanz nach dem Merkblatt DWA-M 102 Teil 4 er-
stellt werden. Dieses Merkblatt enthält auch Hinweise zur Auswahl geeigneter 
Maßnahmen zur Niederschlagswasserbewirtschaftung, um die oben erwähnten 
Abweichungen des örtlichen Wasserhaushalts im Vergleich zu demjenigen der 
zugehörigen unbebauten Kulturlandschaft möglichst gering zu halten. 

Beschlussvorschlag zu 52.13: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Wasserhaushaltsbilanz gemäß DWA-M 102-4: Durch die zusätzliche 
Versiegelung im Plangebiet kommt es im Planungszustand im Vergleich 
zum Referenzzustand zu einer Verminderung der Grundwasserneubil-
dung und der Verdunstung. Der Direktabfluss wird hingegen erhöht. Auf-
grund der gleichzeitigen Reduzierung des Drosselabflusses am Regen-
rückhaltebecken „Bauhof“ (siehe hierzu auch Beschlussvorschlag zu 
52.11) wird der Direktabfluss insgesamt deutlich reduziert. 

Auf die Möglichkeiten zur Reduzierung von negativen Einflüssen hin-
sichtlich Grundwasserneubildung und Verdunstung wurde bereits im Be-
schlussvorschlag zu 52.12 hingewiesen. 

  

52.14 4. Dezernat IV/F 41.5 – Bodenschutz 

a. Nachsorgender Bodenschutz 

Im Umweltbericht auf Seite 17 letzter Absatz wird eine falsche Aussage getrof-
fen. Die untere Bodenschutzbehörde des Wetteraukreises (Fachstelle 4.1.3 
Wasser und Bodenschutz) hat im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung folgen-
den Satz „Gegen das Vorhaben bestehen aus Sicht der von uns fachlich zu 
vertretenden Belangen keine Bedenken.“ als fachliche Stellungnahme abgege-
ben. 

Die Zuständigkeit für Schädliche Bodenveränderungen, Verdachtsflächen, Alt-
lasten bzw. altlastverdächtige Flächen liegt bei der oberen 

Beschlussvorschlag zu 52.14: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Hinweise zu schädlichen Bodenveränderungen, Verdachtsflächen, Alt-
lasten bzw. altlastverdächtigen Flächen liegen für das Plangebiet nicht 
vor. 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplans wurde durch das In-
genieurbüro für Geotechnik RPGeo, Gelnhausen, eine Baugrunderkun-
dung und geotechnische Beratung erstellt. Die abfalltechnische 

 X 
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Bodenschutzbehörde. Ich habe in meiner Stellungnahme zum Vorentwurf da-
rauf hingewiesen, dass eine Aussage dazu fehlt. 

In der Altflächendatei (FIS AG) ist derzeit kein Eintrag für das Plangebiet vor-
handen. 

Unmittelbar an das Plangebiet grenzen in FIS AG eingetragene nicht bewertete 
Altstandorte. 

Untersuchung im Rahmen der Baugrunderkundung und geotechnischen 
Beratung hat zu keinem Altlastenverdacht geführt.  

Der Umweltbericht wird entsprechend redaktionell aktualisiert. 

52.15 b. Vorsorgender Bodenschutz 

Im Entwurf der Begründung des Bebauungsplans und dem dazugehörigen Um-
weltbricht als Teil der Begründung werden die Belange des vorsorgenden Bo-
denschutzes berücksichtigt und behandelt. 

Bei der Planung und Umsetzung sind die Grundsätze des vorsorgenden Bo-
denschutzes zu beachten. 

Eine bodenkundliche Baubegleitung und ein Bodenschutzkonzept, wie in der 
DIN 19639 – Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben 
beschrieben, sollte frühzeitigt eingebunden und erstellt werden, um Vorgaben 
einhalten und umsetzen zu können. Dies sollte insbesondere von der Kommune 
bei der Erschließung des Plangebiets berücksichtigt werden, da die Kommune 
eine Vorbildfunktion besitzt. 

Die bodenkundliche Baubegleitung sollte schon bei der Erschließung des Plan-
gebiets durch die Kommune eingebunden werden, da sonst ein Bodenmanage-
ment auf Basis des Bodenschutzkonzepts und den Vorgaben der bodenkundli-
chen Baubegleitung im Rahmen des Bebauungsplans nur schwer realisierbar 
ist. 

Beschlussvorschlag zu 52.15: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Textteil des Bebauungsplans ist bereits die folgende Festsetzung ent-
halten: 

„9.2 Ökologische und bodenkundliche Baubegleitung 

Im Rahmen der Erschließungs- und Bauarbeiten ist durch eine ökolo-
gische Baubegleitung sicherzustellen, dass nicht gegen artenschutz-
rechtliche Verbotstatbestände (§ 44 BNatSchG) verstoßen wird. 

Zur Berücksichtigung der Bodenschutzbelange ist zudem eine boden-
kundliche Baubegleitung durchzuführen.“ 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplans wurde zudem durch 
das Ingenieurbüro für Boden- und Grundwasserschutz Schnittstelle Bo-
den, Ober-Mörlen, ein Fachbeitrag zum Schutzgut Boden erstellt. Die Er-
gebnisse wurden bereits im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungs-
planentwurfs berücksichtigt.  

  

52.16 Die DIN 19731, DIN 18915 und DIN 19639 sind bei der Bauausführung zu be-
achten und einzuhalten. 

Mindestens ein Hinweis in den textlichen Festsetzungen unter nachrichtlichen 
Hinweisen erscheint sinnvoll, da die DIN-Normen Auswirkungen auf die Pla-
nung und Durchführung von Bauvorhaben haben. 

Beschlussvorschlag zu 52.16: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die DIN-Normen und technischen Regelwerke sind geltende fachliche 
Praxis und werden bei den Ausführungsplanungen berücksichtigt. Sie 
werden mit der Aufnahme in Ausschreibungen und Verträgen verbind-
lich. Im Bebauungsplan können nicht sämtliche DIN-Normen und sons-
tige technische Regelwerke als Hinweis aufgenommen werden, zumal 
sich diese im Laufe der Zeit auch ändern können. 
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52.17 In der Begründung ist neben dem nachsorgenden Bodenschutz auch der vor-
sorgende Bodenschutz anzusprechen. Anderenfalls wäre die Planung infolge 
eines zu unterstellenden Abwägungsmangels später rechtlich angreifbar. 

Ich bitte aus den genannten Gründen die Planunterlagen entsprechend zu über-
arbeiten. 

Beschlussvorschlag zu 52.17: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Wie in der Stellungnahme angegeben, werden die Belange des vorsor-
genden Bodenschutzes im Entwurf der Begründung des Bebauungs-
plans und dem dazugehörigen Umweltbericht berücksichtigt und behan-
delt. Siehe Beschlussvorschlag zu 52.15. 

  

52.18 5. Dezernat IV/F 42.2 – Abfallwirtschaft West 

In etwa 350 m Entfernung befindet sich eine Grünschnittkompostierung der 
Firma Landau Grünpflege GmbH. Es kann zu Geruchsbelästigungen kommen. 

Beschlussvorschlag zu 52.18: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die angesprochene Grünschnittkompostierung befindet sich in ausrei-
chender Entfernung zum Plangebiet, sodass nicht von einer relevanten 
Geruchsbelästigung für das Plangebiet auszugehen ist, zumal innerhalb 
des Plangebietes keine schutzbedürftigen Nutzungen zulässig sind.  

  

52.19 Anhand der vorgelegten Unterlagen, bestehen aus abfallrechtlicher Sicht gegen 
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße 
II“ im Ortsteil Dortelweil der Stadt Bad Vilbel keine Bedenken. 

Zu 52.19: kein Abwägungserfordernis   

52.20 6. Dezernat IV/F 43.1 – Immissionsschutz (Energie, Lärmschutz, EMF) 

Gewerbelärm 

In der Geräuschimmissionsprognose der GSA Ziegelmeyer GmbH (Bericht-Nr. 
22015-1 vom 11.10.2023) wurde hinsichtlich des Gewerbelärms überprüft, ob 
eine Emissionskontingentierung nach DIN 45691 zur Einschränkung der zuläs-
sigen Lärmemissionen für die Gewerbegebietsflächen erforderlich ist. Es wurde 
festgestellt, dass eine Berechnung zur Kontingentierung nur für die Nachtzeit 
notwendig ist, da hier durch die Prüfwerte der DIN 18005 für Gewerbeflächen 
(Emissionskontingent 60 dB(A)/m²) Überschreitungen der Orientierungswerte 
der DIN 18005 an Immissionsorten in der Nachbarschaft auftreten. Für die 
Nachtzeit wurden die Berechnungen der Lärmemissionskontingente unter Be-
rücksichtigung der Vorbelastung durch die benachbarten Gewerbeflächen 
durchgeführt. 

Bei Einhaltung der Lärmemissionskontingente ist eine Einhaltung der Orientie-
rungswerte der DIN 18005 bzw. der zulässigen Immissionsrichtwerte (IRW) der 
TA Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten außerhalb des Plangebiets si-
chergestellt und es ist davon auszugehen, dass die beabsichtigten Planungen 
mit den vorgesehenen gewerblichen Nutzungen nicht zu Konfliktsituationen mit 

Zu 52.20: kein Abwägungserfordernis   
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den bereits vorhandenen schutzbedürftigen Wohnnutzungen führen, die sich in 
der Nachbarschaft befinden. 

52.21 Verkehrslärm 

Mit der schalltechnischen Stellungnahme der GSA Ziegelmeyer GmbH (Bericht-
Nr. 22015-1 vom 11.10.2023) wurde außerdem überprüft, ob an den Nutzungen 
im Plangebiet die Orientierungswerte der DIN 18005 durch den Verkehrslärm 
der benachbarten Schienen- und Straßenverkehrswege eingehalten werden 
können. Nach den Berechnungen des Sachverständigen ist dies der Fall. 

Aus diesem Grund bestehen keine Bedenken gegen die vorgesehene Planung. 

Zu 52.21: kein Abwägungserfordernis   

52.22 Allgemein: 

Sobald der o. a. Bauleitplan rechtsverbindlich geworden ist, wird um Übersen-
dung einer digitalen Ausfertigung in der bekannt gemachten Fassung an das 
Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Frankfurt, Gutleutstraße 
114, 60327 Frankfurt am Main, mit folgendem Funktionspostfach: komabwas-
ser-ffm@rpda.hessen.de gebeten. 

Zu 52.22: der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwägungs-
erfordernis 

  

52.23 III. Abteilung IV/Wi Umwelt Wiesbaden 

1. Dezernat IV/Wi 44 – Bergaufsicht 

Auf der Grundlage einer unvollständigen Datengrundlage teilt das Dezernat 
Bergaufsicht folgendes mit: 

Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflächen betroffen. Es befin-
den sich keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe im Planbereich 
und dessen näherer Umgebung. Im Plangebiet ist bisher kein Bergbau umge-
gangen. Dem Vorhaben stehen aus Sicht der Bergbehörde keine Sachverhalte 
entgegen. 

Zu 52.23: kein Abwägungserfordernis   

52.24 IV. Abteilung V - Landwirtschaft, Weinbau, Forsten, Natur- und Verbrau-
cherschutz 

1. Dezernat V 51.1 - Landwirtschaft, Fischerei und internationaler Artenschutz 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans besitzt eine Größe von rund. 7,2 ha 
und liegt am nördlichen Rand des Stadtteils Dortelweil der Stadt Bad Vilbel. Im 
Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 ist der östli-
che und nordwestliche Teilbereich des Plangebietes als „Vorranggebiet für 
Landwirtschaft“ dargestellt, überlagert von einem „Vorbehaltsgebiet für den 
Grundwasserschutz“. Die nordwestliche Teilfläche ist zusätzlich mit einem „Vor-
behaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ überlagert. Die südwestliche Teil-
fläche des Plangebietes ist als „Gewerbliche Baufläche, Bestand“ dargestellt. 

Zu 52.24: kein Abwägungserfordernis   
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Der östliche Bereich des Plangebiets, der bisher nicht durch Bebauungspläne 
erfasst ist, hat eine Größe von ca. 2,5 ha. Es handelt sich um hochwertige land-
wirtschaftliche Flächen, die im landwirtschaftlichen Fachplan Südhessen in der 
höchsten Wertigkeitsstufe 1a der fünf Feldflurfunktionen eingestuft sind. Die Er-
tragsmesszahlen liegen zwischen 80 und 85 (von Hundert), was deren hohe 
Ertragsfähigkeit verdeutlicht. 

Zudem wird ein großer Ackerschlag durch die Planung zerschnitten; es verblei-
ben im Norden des Plangebiets lediglich 1,3 ha des Ackerschlags zur Bewirt-
schaftung. 

Die im Südosten des Plangebiets vorhandenen Flurstücke 29/2 und 30/1 der 
Flur 7 sind von der Planung ausgenommen, da diese sich in Privatbesitz befin-
den. 

Entsprechend der im Bestand vorhandenen Situation werden diese Flurstücke 
als „Fläche für die Landwirtschaft“ festgesetzt. 

52.25 Bei den nördlichen und östlichen geplanten Eingrünungen muss nach § 40 des 
Hessischen Nachbarrechtsgesetzes auf den doppelten Grenzabstand zu der 
angrenzenden Ackerfläche und dem angrenzenden Feldweg geachtet werden. 
Die Bauherren sollten entsprechend darauf hingewiesen werden. 

Beschlussvorschlag zu 52.25: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

In der Festsetzung 9.1.3 „Landschaftsgestaltungszone 2 – Eingrünung“ 
ist bereits die Notwendigkeit der Einhaltung von erforderlichen Grenzab-
ständen der Pflanzungen zu angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen beschrieben. Die Anregung ist im Rahmen der Realisierung zu be-
achten. 

  

52.26 Zum Ausgleich der durch die Planung verlorengehenden Brutreviere von Reb-
huhn, Feldlerche und Wiesenschafstelze werden 1 ha offenes Ackerland dau-
erhaft als Lebensraum für die genannten Arten gestaltet und bewirtschaftet. 
Dazu wird auf einer Fläche zwischen Karben-Petterweil und Friedrichsdorf-
Burgholzhausen in der Gemarkung Rodheim v.d.H. eine magere Brachwiese 
bzw. Blühfläche angelegt. 

Beschlussvorschlag zu 52.26: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die aus artenschutzrechtlicher Sicht erforderliche externe Kompensati-
onsfläche befindet sich zwischen Dortelweil und Klein-Karben ca. 700 m 
nordöstlich vom Plangebiet entfernt. Es handelt sich um das Flurstück 
19/2 (teilweise) in der Flur 5, Gemarkung Dortelweil. Das Flurstück be-
findet sich im Eigentum der Stadt Bad Vilbel.  

  

52.27 Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen aufgrund der Inanspruchnahme hoch-
wertiger landwirtschaftlicher Produktionsflächen grundsätzliche Bedenken ge-
gen die Planung. 

Beschlussvorschlag zu 52.27: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Begründung: 

Die im Plangebiet liegenden Flächen für die Landwirtschaft, die als Ge-
werbegebiete festgesetzt werden, befinden sich mittlerweile im Eigentum 
der Stadt Bad Vilbel und werden über bestehende mündliche oder 
schriftliche Pachtverträge verpachtet. Die bestehenden Pachtverhält-
nisse werden vor der Realisierung des Baugebietes in Form einer or-
dentlichen Kündigung aufgehoben. 

Im Vorfeld der Aufstellung des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße II“ wurde eine landwirtschaftliche Betroffenheitsanalyse 
durchgeführt. Die Untersuchung kam zu dem Ergebnis, dass der Flä-
chenverlust der betroffenen Landwirte bei unter 5 ha der jeweiligen Be-
wirtschaftungsfläche liegt. Aufgrund der geringen Größenordnung der er-
forderlichen Flächen stellt die Inanspruchnahme keine Gefährdung der 
wirtschaftlichen Existenz der betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe 
dar. 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll die Notwendigkeit der Umwandlung land-
wirtschaftlich genutzter Flächen begründet werden; dabei sollen Ermitt-
lungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt wer-
den, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulü-
cken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.  

Die Stadt Bad Vilbel hat im Dezember 2021 einen Antrag auf Änderung 
des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
sowie einen Antrag für die Ausnahme der Flächenausgleichsrichtlinie 
des Regionalverbandes Frankfurt-RheinMain gestellt. Im Rahmen des 
Antrags auf Ausnahme von der Flächenausgleichsrichtlinie wurde detail-
liert aufgeführt, dass im Stadtgebiet der Stadt Bad Vilbel keine anderen 
Potentialflächen des Regionalen Flächennutzungsplans 2010 oder In-
nenentwicklungspotenziale für die erforderliche Baugebietsentwicklung 
zur Verfügung stehen. Es sind somit keine ungenutzten Nutzungspoten-
ziale im Stadtgebiet von Bad Vilbel vorhanden. 

52.28 2. Dezernat V 53.1 – Naturschutz (Planungen und Verfahren) 

Eine Zuständigkeit der oberen Naturschutzbehörde ist gemäß § 2 Abs. 1 Hes-
sisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) 
nicht gegeben (siehe hierzu auch Ziffer 3.5 des Erlasses des Hessischen Mi-
nisteriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen über die Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB) in städtebauli-
chen Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB) vom 11. Dezember 2019 -
StAnz. 52/2019 S. 1373-). 

Zu 52.28: kein Abwägungserfordernis   
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52.29 C. Hinweise 

Den Kampfmittelräumdienst beteilige ich ausnahmsweise nur dann, wenn von 
gemeindlicher Seite im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkrete Hinweise 
auf das mögliche Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir von 
Ihnen zugeleiteten Bauleitplanverfahren haben Sie keine Hinweise dieser Art 
gegeben. Deshalb habe ich den zentralen Kampfmittelräumdienst nicht betei-
ligt. Es steht Ihnen jedoch frei, den Kampfmittelräumdienst direkt zu beteiligen. 
Ihre Anfragen können Sie per Email richten an das Regierungspräsidium Darm-
stadt, Dezernat I 18, Zentraler Kampfmittelräumdienst: kmrd@rpda.hessen.de. 

Beschlussvorschlag zu 52.29: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Der Kampfmittelräumdienst wurde im Rahmen der Beteiligung nach § 4 
Abs. 2 BauGB ebenfalls angeschrieben. 

  

53. Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (20.08.2024) 
53.1 Über die in Ihrem Lageplan bezeichnete Fläche liegen dem Kampfmittelräum-

dienst aussagefähige Luftbilder vor. 

Eine Auswertung dieser Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht ergeben, 
dass mit dem Auffinden von Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch 
sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche 
nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche nicht erforderlich. 

Zu 53.1: kein Abwägungserfordernis   

53.2 Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten 
doch ein kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, bitte ich 
Sie, den Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 

Beschlussvorschlag zu 53.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis ist bereits im Textteil des Bebauungsplans 
enthalten. 

  

53.3 Sie werden gebeten, diese Stellungnahme in allen Schritten des Bauleitungs-
verfahrens zu verwenden, sofern sich keine wesentlichen Flächenänderungen 
ergeben. 

Zu 53.3: kein Abwägungserfordernis   

54. Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt a. M. e. V. (29.07.2024) 
54.1 Hiermit danken wir für die Möglichkeit zur Beteiligung und erheben Einwände: 

Für unser Haus ist es nicht ersichtlich, warum von der eindeutigen Rechtspre-
chung des VGH Kassel abgewichen und kein Abweichungsverfahren durchge-
führt werden soll. Die Entscheidung des VGH Kassel hat einen neuen Rechts-
rahmen gesetzt, an dem sich jedes noch nicht abgeschlossene Verfahren mes-
sen lassen muss. Insofern ist es nach unserer Rechtsauffassung schlicht 
rechtswidrig, wenn die Regionalplanung bei laufenden Verfahren die Recht-
sprechung des VGH Kassel nur für den Fall anwenden will, dass bereits im 
Vorwege regionalplanerische Bedenken geäußert wurden. 

Beschlussvorschlag zu 54.1: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Aufgrund der neuen Bewertung des Regierungspräsidiums Darmstadt 
hinsichtlich des Erfordernisses eines Zielabweichungsverfahrens mit E-
Mail vom 24.04.2024 im Hinblick auf die Entwicklung des Baugebietes 
„Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, ist eine Abweichung von den 
Zielen Z 3.4.2-4, Z 10.1-10, Z 4.3-2 und Z 4.3-3 des Regionalplans Süd-
hessen im Sinne des § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) und § 8 
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Diese Begrenzung halten wir für juristisch nicht nachvollziehbar, wurde doch im 
mehr als vergleichbaren Verfahren 4 B 1069 /22 ausdrücklich durch den VGH 
ausgeführt: 

Dieser nach summarischer Prüfung bestehende Verstoß gegen § 1 Abs. 4 
BauGB wird auch nicht dadurch unerheblich, dass das Regierungspräsi-
dium Darmstadt im Rahmen der Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 
BauGB mit einer Stellungnahme vom 29. Januar 2021 in Ansehung der vor-
genannten Umstände keine regionalplanerischen Bedenken erhoben hat 
und diese Behörde auch auf die konkrete Anfrage, ob es eines Zielabwei-
chungsverfahrens bedürfe, dieses verneint hat. Entgegen der Auffassung 
der Antragsgegnerin wird dadurch insbesondere die Durchführung eines 
Verfahrens gem. § 6 Abs. 2 ROG, § 8 HLPG nicht obsolet. Die Rechtsfigur 
eines Negativattests des Inhalts, dass die streitgegenständliche Planung 
der übergeordneten Regionalplanung nicht widerspricht (vgl. BVerwG, Ur-
teil vom 5. November 2009 - 4 C 3/09 -, juris Rdnr. 14), kann entgegen der 
Auffassung der Antragsgegnerin auf die Stellungnahme des Regierungs-
präsidiums vom 29. Januar 2021 keine Anwendung finden. Denn über Ziel-
abweichungen vom Regionalplan nach § 6 Abs. 2 ROG entscheidet gem. 8 
Abs. 1 HLPG die Regionalversammlung oder deren zuständiger Ausschuss 
i.S.v. § 15 Abs. 5 Satz 1 und 2 HLPG, nicht jedoch das Regierungspräsi-
dium als obere Landesplanungsbehörde gem. § 12 Abs. 2 Satz 1 HLPG. 
Der Antrag auf Zielabweichung vom Regionalplan ist gemäß § 8 Abs. 2 Satz 
1 HLPG lediglich bei der oberen Landesplanungsbehörde als Geschäfts-
stelle der Regionalversammlung zu stellen. Entscheidungsbefugt über ei-
nen solchen Antrag ist jedoch allein die Regionalversammlung. Lediglich 
wenn es rechts- oder fachaufsichtlich geboten erscheint, kann das Regie-
rungspräsidium als obere Landesplanungsbehörde mit Zustimmung der 
obersten Landesplanungsbehörde eine zuvor von der Regionalversamm-
lung getroffene Entscheidung ersetzen, § 8 Abs. 4 HLPG. 

Nach hiesiger Rechtsauffassung muss vorliegend jedenfalls ein Abweichungs-
verfahren durchgeführt werden. So lange ein solches nicht realisiert wurde, han-
delt es sich nach hiesiger Überzeugung um eine rechtswidrige Planung, die sei-
tens betroffener Landwirte justitiabel ist. 

Hessisches Landesplanungsgesetz (HLPG) erforderlich. Der Zielabwei-
chungsantrag wurde parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans „Nörd-
lich der Theodor-Heuss-Straße II“ bei der Regionalversammlung Süd-
hessen gestellt. Die Regionalversammlung Südhessen hat den Zielab-
weichungsbeschluss in ihrer Sitzung am 04.07.2025 gefasst. 

54.2 Ansonsten verweisen wir der Einfachheit halber auf unsere Stellungnahme vom 
13.01.2022 deren Bedenken in keiner Weise abgeholfen wurde. 

Beschlussvorschlag zu 54.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschläge zu 54.5. bis 54.10. 
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54.3 Nur höchst vorsorglich regen wir zudem an, dass an der nördlichen Grenze des 
Plangebietes in West-Ost-Richtung ein landwirtschaftlicher Wirtschaftsweg mit 
3,50 Metern Breite angelegt wird, um die Erschließung der landwirtschaftlichen 
Schläge nördlich des Gebietes weiterhin zu gewährleisten. 

Beschlussvorschlag zu 54.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Herstellung von landwirtschaftlichen Wirtschaftswegen angrenzend 
an den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße“ ist nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplan-
verfahrens. Die Erschließung der landwirtschaftlichen Flächen nördlich 
des Plangebietes ist über die bestehenden Straßenverkehrsflächen ge-
sichert. 

  

54.4 Ferner weisen wir darauf hin, dass der Wirtschaftsweg östlich des Gebietes in 
Nord-Süd-Richtung in seiner ganzen Breite zzgl. Bankett erhalten bleiben 
muss. 

Beschlussvorschlag zu 54.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der Wirtschaftsweg östlich des Plangebietes (Flurstück 33/3 der Flur 7 
in der Gemarkung Dortelweil) befindet sich außerhalb des Geltungsbe-
reiches des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ 
und ist somit nicht Regelungsgegenstand des vorliegenden Bebauungs-
planverfahrens. 

  

 

54.5 

Stellungnahme vom 13.01.2022: 

Hiermit wollen wir uns als Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt e.V. zu 
obigem Vorhaben wie folgt äußern:  

Grundsätzlich lehnen wir die Planungen auf Grund der schieren Größe der Be-
anspruchung von 7,2 Hektar hochwertigster landwirtschaftlicher Fläche ab.  

Insbesondere wurde in unseren Augen die Notwendigkeit des Bebauungspla-
nes und der einhergehenden Umnutzung der landwirtschaftlichen Fläche bis-
lang nicht ausreichend dargelegt und somit nicht im zwingend notwendigen Um-
fang dem rechtlichen Rahmen des § 1a) II BauGB genügt. Die Planungen der 
Stadt Bad Vilbel widersprechen nach unserer Auffassung dem Flächenschutz-
gebot des § 1a) BauGB, da es nach unserer Auffassung ungenutzte Nutzungs-
potentiale in Bad Vilbel gibt, bei denen nicht auf hochwertige landwirtschaftliche 
Fläche zurückgegriffen werden muss. 

Beschlussvorschlag zu 54.5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
erforderlich ist. Im Stadtgebiet von Bad Vilbel sind nur noch in geringem 
Umfang Entwicklungsflächen für die Ansiedlung oder Erweiterung von 
Gewerbebetrieben vorhanden, während ein Bedarf an zusätzlichen Ge-
werbeflächen besteht. Nach dem Regionalplan Südhessen/Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 sind in Bad Vilbel für Gewerbeansiedlungen 
insgesamt 55 ha in gewerblichen Bauflächen sowie in gemischten Bau-
flächen vorgesehen. Davon stehen derzeit noch 2 ha im Stadtteil Dortel-
weil im Bereich südlich des Dortelweiler Platzes zur Verfügung. Da sich 
die entsprechenden Grundstücke jedoch nicht vollständig im Eigentum 
der Stadt Bad Vilbel befinden, ist das Gelände noch nicht vollständig ar-
rondiert. Darüber hinaus eignet sich das Gelände aufgrund der sehr 
hochwertigen Lage inmitten des bebauten Siedlungsgefüges des 
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Stadtteils Dortelweil mit angrenzenden Nutzungen wie einem Altenheim, 
einer Schule und Wohngebieten lediglich für die Ansiedlung von nicht-
störendem Gewerbe. Die geplante Entwicklung eines Gewerbegebietes 
für die Ansiedlung von kleinteiligem Gewerbe und einheimischen Betrie-
ben ist im Bereich der Reservefläche aus städtebaulicher Sicht nicht er-
wünscht und nicht verträglich. 

Die Stadt ist daher derzeit nicht in der Lage zu helfen, wenn es darum 
geht, einen immer wieder auftretenden Flächenbedarf des heimischen 
Gewerbes zu decken. Das blockiert die Entwicklung des ansässigen Ge-
werbes und auch die Aussiedlung z.B. von Handwerksbetrieben aus der 
Innenstadt und einem Wohnumfeld. 

Der Regionalplan Südhessen/Regionale Flächennutzungsplan 2010 be-
sitzt einen Planungshorizont von 10 Jahren. Die Stadt Bad Vilbel hat den 
Planungshorizont im Hinblick auf die Vermarktung ihrer Gewerbeflächen 
erfolgreich genutzt und möchte nun zukunftsorientiert neue Gewerbeflä-
chen, insbesondere für Umsiedlungsvorhaben einheimischer Betriebe, 
schaffen.  

Im Rahmen des Kommunengespräches 2019 mit dem Regionalverband 
FrankfurtRheinMain wurde vorgeschlagen, eine Entwicklungsfläche 
nördlich der Theodor-Heuss-Straße im Stadtteil Dortelweil als gewerbli-
che Baufläche, geplant, in den Regionalplan Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2030 aufzunehmen. Nach aktuellem Kenntnisstand 
ist der Vorschlag zur Darstellung einer „Gewerblichen Baufläche, ge-
plant“ geeignet in den Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächen-
nutzungsplan 2030 aufgenommen zu werden. 

In den Kommunengesprächen 2024 wurde der Stadt Bad Vilbel der Vor-
abzug des Vorentwurfs 2024 zur Kommentierung bereitgestellt. Im Vor-
entwurf sind die geplanten Flächen als "Gewerbliche Bauflächen, ge-
plant" mitaufgenommen worden. 

Durch die Lage des Plangebietes am nördlichen Rand des Stadtteils Dor-
telweil der Stadt Bad Vilbel dient die vorgeschlagene Fläche der Erwei-
terung des bestehenden Gewerbegebietes. Durch die angrenzende 
Lage an das bestehende Gewerbegebiet wird das geplante Gewerbege-
biet in das Stadtgefüge integriert. Der Siedlungsrand wird über eine Orts-
randeingrünung neu ausgebildet. Sowohl von der Dimensionierung der 
Fläche, der Lage als auch der grundsätzlichen Erschließung entspricht 
die Flächenwahl des Plangebietes den Anforderungen einer Gewerbe-
gebietsentwicklung. Im Stadtgebiet von Bad Vilbel befinden sich darüber 
hinaus keine weiteren Flächen, die in Bezug auf die erforderliche Größe 
ebenso wie auf die verkehrliche Anbindung die notwendigen 



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 60 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

planerischen Anforderungen für eine zusammenhängende Gewerbege-
bietsentwicklung erfüllen. 

Im Rahmen des Kommunengesprächs zwischen dem Regionalverband 
Frankfurt-RheinMain und der Stadt Bad Vilbel im Jahr 2019 wurden über 
die Fläche des Plangebietes hinaus keine weiteren „Gewerblichen Bau-
flächen, geplant“ zur Aufnahme in den Regionalplan Südhessen/Regio-
nalen Flächennutzungsplan 2030 vorgeschlagen. Geeignete Standortal-
ternativen sind im Stadtgebiet somit nicht vorhanden. 

Die westlichen Flächen des Bebauungsplans befinden sich im Geltungs-
bereich der rechtskräftigen 1. Änderung und Erweiterung des Bebau-
ungsplans „Gewerbegebiet Nördlich der Theodor-Heuss-Straße“. Somit 
werden neben der Neuversiegelung im östlichen Bereich des Plangebie-
tes, im westlichen Bereich des Plangebietes bereits vorhandene Flächen 
mit Baurecht für eine neugeordnete Nutzung und Nachverdichtung mo-
bilisiert. Hiermit wird ein Beitrag zur Reduktion weiteren Flächenver-
brauchs im Außenbereich geleistet. Die Aufstellung des Bebauungsplans 
folgt somit in diesem Bereich dem Gebot des sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden.  

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll die Notwendigkeit der Umwandlung land-
wirtschaftlich genutzter Flächen begründet werden; dabei sollen Ermitt-
lungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt wer-
den, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulü-
cken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.  

Die Stadt Bad Vilbel hat im Dezember 2021 einen Antrag auf Änderung 
des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
sowie einen Antrag für die Ausnahme der Flächenausgleichsrichtlinie 
des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain gestellt. Die Einleitung des 
8. Änderungsverfahrens für die Stadt Bad Vilbel „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße II“ mit anschließender frühzeitiger Beteiligung ist am 
04.05.2022 in der Verbandskammersitzung erfolgt und wurde am 
23.05.2022 im Staatsanzeiger veröffentlicht. Die frühzeitige Beteiligung 
fand vom 31.05.2022 bis 01.07.2022 statt. Die Durchführung der zweiten 
Beteiligung soll von der Verbandskammer am 01.10.2025 beschlossen 
werden. 

Im Rahmen des Antrags auf Ausnahme von der Flächenausgleichsricht-
linie wurde detailliert aufgeführt, dass im Stadtgebiet der Stadt Bad Vilbel 
keine anderen Potentialflächen des Regionalen Flächennutzungsplans 
2010 oder Innenentwicklungspotenziale für die erforderliche 
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Baugebietsentwicklung zur Verfügung stehen. Es sind somit keine unge-
nutzten Nutzungspotenziale im Stadtgebiet von Bad Vilbel vorhanden. 

Entsprechende Aussagen zur Alternativenprüfung sind bereits in der Be-
gründung des Bebauungsplans enthalten (siehe Kapitel F 8 Alternativen-
prüfung). 

Für die Baugebietsentwicklung „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, 
ist u. a. eine Abweichung von dem Ziel Z 10.1-10 „Im Vorranggebiet für 
Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Bodennutzung Vorrang vor an-
deren Nutzungsansprüchen“ des Regionalplans Südhessen im Sinne 
des § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) und § 8 Hessisches Landespla-
nungsgesetz (HLPG) erforderlich. Der Zielabweichungsantrag wurde pa-
rallel zur Aufstellung des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-Heuss-
Straße II“ bei der Regionalversammlung Südhessen gestellt. Die Regio-
nalversammlung Südhessen hat den Zielabweichungsbeschluss in ihrer 
Sitzung am 04.07.2025 gefasst. 

54.6 Die Böden vor Ort zählen hinsichtlich der Bodenqualität zu den besten Böden 
Hessens. Im Bodenviewer des Landes Hessen wird das Gebiet in der höchsten 
Kategorie 5 hinsichtlich der Bodenfunktionsbewertung geführt. In Bad Vilbel gibt 
es auch Standorte mit geringerer Schutzwürdigkeit. Es ist nach unserem in ei-
ner Alternativen Planung zwingend zu eruieren, ob nicht ein weniger schützens-
werter Boden überbaut wird. Die Hochwertigkeit des Bodens sollte dementspre-
chend auch jedenfalls in der Umweltprüfung Berücksichtigung finden. Bislang 
ermangelt es offensichtlich einer Abwägung von Alternativen zu einer Umnut-
zung eines Vorranggebietes Landwirtschaft, die vorliegend aber zwingend ein-
zufordern ist und ohne die von einer Rechtswidrigkeit des Vorhabens auszuge-
hen ist. 

Beschlussvorschlag zu 54.6: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt.  

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplans wurde durch das In-
genieurbüro für Boden- und Grundwasserschutz Schnittstelle Boden 
GmbH, Ober Mörlen ein Fachbeitrag zum Schutzgut Boden zur Bewer-
tung der im Plangebiet vorhandenen Böden durchgeführt. Es wurde ein 
Kompensationsbedarf für das Schutzgut Boden von 30,60 Bodenwert-
einheiten festgestellt. 

Unter Beachtung der Minderungsmaßnahmen aus den Festsetzungen 
des Bebauungsplans verbleiben bodenfunktionale Beeinträchtigungen 
von 28,30 Bodenwerteinheiten. Gemäß Vermerk des Regierungspräsidi-
ums Darmstadt (Dezernat V 53.1 Naturschutz) vom 03.02.2023 kann das 
ermittelte Bodenwertdefizit im Rahmen der Bilanzierung nach Kompen-
sationsverordnung in Biotopwertpunkte umgerechnet werden (Faktor 
2.000). Das Bodenwertdefizit von 28,30 Bodenwerteinheiten entspricht 
somit 56.600 Biotopwertpunkten. Die Kompensation wird im Umweltbe-
richt dargestellt. 

Die Stadt Bad Vilbel hat im Dezember 2021 einen Antrag auf Änderung 
des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
sowie einen Antrag für die Ausnahme der Flächenausgleichsrichtlinie 
des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain gestellt. Die Einleitung des 
8. Änderungsverfahrens für die Stadt Bad Vilbel „Nördlich der Theodor-
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Heuss-Straße II“ mit anschließender frühzeitiger Beteiligung ist am 
04.05.2022 in der Verbandskammersitzung erfolgt und wurde am 
23.05.2022 im Staatsanzeiger veröffentlicht. Die frühzeitige Beteiligung 
fand vom 31.05.2022 bis 01.07.2022 statt. Die Durchführung der zweiten 
Beteiligung soll von der Verbandskammer am 01.10.2025 beschlossen 
werden. 

Im Rahmen des Antrags auf Ausnahme von der Flächenausgleichsricht-
linie wurde detailliert aufgeführt, dass im Stadtgebiet der Stadt Bad Vilbel 
keine anderen Potentialflächen des Regionalen Flächennutzungsplans 
2010 oder Innenentwicklungspotenziale für die erforderliche Baugebiets-
entwicklung zur Verfügung stehen. Es sind somit keine ungenutzten Nut-
zungspotenziale im Stadtgebiet von Bad Vilbel vorhanden. 

Entsprechende Aussagen zur Alternativenprüfung sind bereits in der 
Begründung des Bebauungsplans vorhanden (siehe Kapitel F 8 Alter-
nativenprüfung). 

54.7 Obwohl es in Bad Vilbel mehrere andere Standortoptionen gibt, wurden diese 
Alternativen ausweislich der vorliegenden Unterlagen nicht geprüft oder ohne 
Abwägung verworfen. Ein pauschaler Verweis auf nicht zur Verfügung ste-
hende anderweitige Standorte ohne konkrete Nennung und konkrete Darlegung 
hinsichtlich der Geeignetheit entspricht den rechtlichen Anforderungen keines-
falls, da somit offensichtlich wird, dass keinerlei pflichtgemäßes Ermessen aus-
geübt wurde. Neue Ausweisungen und zusätzlicher Flächenverlust der Land-
wirtschaft, ohne dass vorhandene Potentiale ausgeschöpft werden, ist in einem 
durch Flächenfraß geprägten Gebiet alles andere als nachhaltig und schlicht 
rechtswidrig. Es bedarf insofern letztendlich nach unserem Dafürhalten den hie-
sigen Planungen in einem Vorranggebiet für Landwirtschaft nicht. 

Beschlussvorschlag zu 54.7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 54.5. 

Im Rahmen des Antrags auf Ausnahme von der Flächenausgleichsricht-
linie des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain wurde detailliert aufge-
führt, dass im Stadtgebiet der Stadt Bad Vilbel keine anderen Potential-
flächen des Regionalen Flächennutzungsplans 2010 oder Innenentwick-
lungspotenziale für die erforderliche Baugebietsentwicklung zur Verfü-
gung stehen. Es sind somit keine ungenutzten Nutzungspotenziale im 
Stadtgebiet von Bad Vilbel vorhanden. 

Entsprechende Aussagen zur Alternativenprüfung sind bereits in der Be-
gründung des Bebauungsplans vorhanden (siehe Kapitel F 8 Alterna-
tivenprüfung). 

  

54.8 Wir stellen weiterhin fest, dass die Pläne der Stadt Bad Vilbel bislang nicht re-
gionalplanerisch konform sind. Das Vorhaben widerspricht dem Regionalplan 
Südhessen, seinen Zielen und Grundsätzen, da dieser die Flächen „Vorrang-
gebiet Landwirtschaft" kategorisiert. So lange eine dementsprechende Ände-
rung des Regionalplans nicht erging, ist eine entsprechende baurechtliche Ent-
wicklung schlicht rechtswidrig. 

Beschlussvorschlag zu 54.8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Aufgrund der neuen Bewertung des Regierungspräsidiums Darmstadt 
hinsichtlich des Erfordernisses eines Zielabweichungsverfahrens mit E-
Mail vom 24.04.2024 im Hinblick auf die Entwicklung des Baugebietes 

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 63 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

„Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, ist eine Abweichung von den 
Zielen Z 3.4.2-4, Z 10.1-10, Z 4.3-2 und Z 4.3-3 des Regionalplans Süd-
hessen im Sinne des § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) und § 8 Hessi-
sches Landesplanungsgesetz (HLPG) erforderlich. Der Zielabwei-
chungsantrag wurde parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans „Nörd-
lich der Theodor-Heuss-Straße II“ bei der Regionalversammlung Süd-
hessen gestellt. Die Regionalversammlung Südhessen hat den Zielab-
weichungsbeschluss in ihrer Sitzung am 04.07.2025 gefasst. 

54.9 Aus den dargelegten Gründen gehen wir mangels hinreichender Abwägung von 
einer Rechtswidrigkeit aus und lehnen das Vorhaben ab, denn die Schaffung 
des Baugebietes an dieser Stelle auf besten Böden ist nicht zwingend erforder-
lich.  

In diesem Zusammenhang soll auch auf Folgendes verwiesen werden: Auf 
Grund der schieren Größe der überplanten Fläche ist nicht auszuschließen, 
dass örtliche landwirtschaftliche Betriebe einen Flächenverlust von > 5% der 
Bewirtschaftungsfläche erleiden Somit stehen Existenzgefährdungen im Raum, 
gegen die ein Gebiet keinesfalls realisiert werden. Es wird daher dringend eine 
landwirtschaftliche Betroffenheitsanalyse eingefordert. 

Beschlussvorschlag zu 54.9: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 54.5. 

Die im Plangebiet liegenden Flächen für die Landwirtschaft, die als Ge-
werbegebiete festgesetzt werden, befinden sich mittlerweile im Eigentum 
der Stadt Bad Vilbel und werden über bestehende mündliche oder 
schriftliche Pachtverträge verpachtet. Die bestehenden Pachtverhält-
nisse werden vor der Realisierung des Baugebietes in Form einer or-
dentlichen Kündigung aufgehoben. 

Im Vorfeld der Aufstellung des Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße II“ wurde eine landwirtschaftliche Betroffenheitsanalyse 
durchgeführt. Die Untersuchung kam zu dem Ergebnis, dass der Flä-
chenverlust der betroffenen Landwirte bei unter 5 ha der jeweiligen Be-
wirtschaftungsfläche liegt. Aufgrund der geringen Größenordnung der er-
forderlichen Flächen stellt die Inanspruchnahme keine Gefährdung der 
wirtschaftlichen Existenz der betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe 
dar. 

  

54.10 Hinsichtlich des Umweltberichts weisen wir schon heute darauf hin, dass wir als 
Bauernverband die Realisierung von Ausgleich- und Ersatzmaßnahmen vor Ort 
ablehnen und die Nutzung von Ökopunktemaßnahmen einfordern, um die 
hochwertigen Böden vor Ort vor einem weiteren Entzug der landwirtschaftlichen 
Nutzung zu schützen. 

Beschlussvorschlag zu 54.10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die erforderlichen Artenschutzmaßnahmen (Anlage von Blühflächen) 
können nur auf landwirtschaftlichen Flächen erfolgen. Zum Ausgleich der 
durch die Planung verlorengehenden Brutreviere von Rebhuhn, Feldler-
che und Wiesenschafstelze werden 1,0 Hektar offenes Ackerland dauer-
haft als Lebensraum für die erwähnten Arten gestaltet und bewirtschaf-
tet. Dazu wird auf den Flächen durch die Einsaat mit einer 
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standortgerechten Wildkräuter-Saatgutmischung eine magere Brach-
wiese bzw. Blühfläche angelegt. 

Die hierfür erforderliche Fläche befindet sich zwischen Dortelweil und 
Klein-Karben ca. 700 m nordöstlich vom Plangebiet entfernt. Es handelt 
sich um das Flurstück 19/2 (teilweise) in der Flur 5, Gemarkung Dortel-
weil. 

Die Maßnahme muss als CEF-Maßnahme (Continued Ecological Func-
tion; Maßnahme mit durchgehender ökologischer Funktion) ausgeführt 
werden. Vor Beginn der Erschließung der Ackerflächen muss die Aus-
gleichsfläche gesichert und vorbereitet sein, um eine durchgehende Le-
bensraumfunktion für die betroffenen Arten sicherzustellen. Hierzu wer-
den vor Satzungsbeschluss entsprechende vertragliche Vereinbarungen 
getroffen. 

55. Regionalverband FrankfurtRheinMain (30.07.2024) 
55.1 Zu der vorgelegten Planung bestehen hinsichtlich der vom Regionalverband 

FrankfurtRhein-Main zu vertretenden Belange keine inhaltlichen, jedoch for-
male Bedenken. 

Der Bebauungsplan weicht im nördlichen und östlichen Teil mit der Festsetzung 
„Gewerbegebiet“ (ca. 4,86 ha) vom Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) ab, der in diesem Bereich „Vor-
ranggebiet für die Landwirtschaft“ und „Vorbehaltsgebiet für besondere Klima-
funktionen“ dargestellt. Damit der Bebauungsplan als entwickelt angesehen 
werden kann, ist eine Änderung der Darstellung des RPS/RegFNP 2010 erfor-
derlich (siehe unsere Stellungnahme gem. § 4 (1) vom 22.01.2022). 

Die Stadt Bad Vilbel hat daher im Dezember 2021 einen Antrag auf Änderung 
des RPS/RegFNP 2010 sowie einen Antrag für die Ausnahme der Flächenaus-
gleichsrichtlinie des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain gestellt. Die Ein-
leitung des 8. Änderungsverfahrens für die Stadt Bad Vilbel „Nördlich der The-
odor-Heuss-Straße II“ mit anschließender frühzeitigen Beteiligung erfolgte in 
der Verbandskammersitzung am 04.05.2022. 

Wesentlich aufgrund archäologischer Funde sowie damit verbundenen Grabun-
gen und Untersuchungen ruhte sowohl das Bebauungsplan- als auch das Reg-
FNP-Änderungsverfahren mehrere Monate. Das Urteil des Hessischen Verwal-
tungsgerichtshofs vom 18.10.2022 sowie die zeitliche Verzögerung des Bebau-
ungsplanverfahrens erforderten eine neue Bewertung des Regierungspräsidi-
ums Darmstadt hinsichtlich des Erfordernisses eines Zielabweichungsverfah-
rens (ZAV): mit Email vom 24.04.2024 hat das RP Darmstadt auf die Notwen-
digkeit eines ZAV hingewiesen. 

Beschlussvorschlag zu 55.1: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Aufgrund der neuen Bewertung des Regierungspräsidiums Darmstadt 
hinsichtlich des Erfordernisses eines Zielabweichungsverfahrens mit E-
Mail vom 24.04.2024 im Hinblick auf die Entwicklung des Baugebietes 
„Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“, ist eine Abweichung von den 
Zielen Z 3.4.2-4, Z 10.1-10, Z 4.3-2 und Z 4.3-3 des Regionalplans Süd-
hessen im Sinne des § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) und § 8 Hessi-
sches Landesplanungsgesetz (HLPG) erforderlich. Der Zielabwei-
chungsantrag wurde parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans „Nörd-
lich der Theodor-Heuss-Straße II“ bei der Regionalversammlung Süd-
hessen gestellt. Die Regionalversammlung Südhessen hat den Zielab-
weichungsbeschluss in ihrer Sitzung am 04.07.2025 gefasst. 

Die Begründung des Bebauungsplans wird entsprechend angepasst. 

 X 
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Die in der Begründung des o. g. Bebauungsplanes auf Seite 26ff gemachten 
Aussagen entsprechen daher leider nicht den aktuellen Darlegungen des RP 
Darmstadt. Soweit uns bekannt ist, wurden die erforderlichen Unterlagen für ein 
ZAV beim RP Darmstadt bisher noch nicht eingereicht. 

55.2 Solange das Ergebnis der Zielabweichung nicht vorliegt, ruht das RegFNP-Än-
derungsverfahren bis auf weiteres. 

Zu 55.2: kein Abwägungserfordernis   

56. Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH (RMV) (13.08.2024) 
56.1 Vielen Dank für die Beteiligung an dem oben genannten Verfahren. 

Als Träger öffentlicher Belange teilen wir Ihnen mit, dass wir unsere Stellung-
nahme vom 08.12.2021 aufrecht erhalten. 

Zur Information haben wir die Email nochmals beigefügt. 

Beschlussvorschlag zu 56.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 56.3. 

  

56.2 Die Haltestellen Weitzesweg und Am Sonnenplatz, die zur Erschließung und 
Anbindung des Plangebietes dienen, sind noch nicht barrierefrei ausgebaut. Wir 
regen in Bezug auf §8 (5) BGG und §8 (3) PBefG an, diese barrierefrei auszu-
bauen und mit einem Witterungsschutz sowie einer Sitzgelegenheit für die war-
tenden Fahrgäste auszustatten. Die hierfür notwendigen Flächen sollten bei der 
Aufstellung der Bauleitplanung berücksichtigt werden. Des Weiteren regen wir 
an, die Zuwegungen und Straßenquerungen barrierefrei zu gestalten. 

Hinweise zum barrierefreien Ausbau finden Sie im RMV-Maßnahmenplan „Bar-
rierefreie Haltestellen im Busverkehr“ unter nachfolgendem Link: 

https://www.rmv.de/c/de/informationen-zum-rmv/der-rmv/aufgaben-der-rmv-
gmbh/verkehrs-und-mobilitaetsplanung 

Bitte dort den Menüpunkt ‚Maßnahmenplan Barrierefreie Haltestellen im Bus-
verkehr‘ öffnen. 

Da im vorliegenden Fall die Bushaltestellen nicht direkt im Planungsgebiet des 
Bebauungsplans liegen, aber der Anbindung dieses Gebietes dienen, bitten wir 
Sie die Stellungnahme unsererseits und die Hinweise zum barrierefreien Aus-
bau auch an die zuständige Stelle in der Kommune weiterzugeben. 

Beschlussvorschlag zu 56.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die nächstgelegenen Bushaltestellen zum Plangebiet „Weitzesweg“ und 
„Am Sonnenplatz“ befinden sich außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplans „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ in rund 300 m 
Entfernung. Die vorgebrachte Anregung ist nicht Regelungsgegenstand 
des Bebauungsplans. 

Die Bushaltestelle „Weitzesweg“ wurde im Jahr 2021 vollständig barrie-
refrei ausgebaut. Die Bushaltestelle „Am Sonnenplatz“ wurde zuletzt in 
2003 ausgebaut und weist nach heutigem Standard einen „teilweise“ bar-
rierefreien Ausbau auf. Bis zum Jahr 2026 werden an der Bushaltestelle 
taktile Leitelemente hergestellt. 

  

 

56.3 

Stellungnahme vom 08.12.2023: 

Vielen Dank für die Beteiligung an dem oben genannten Verfahren. 

Als Träger öffentlicher Belange und nach Durchsicht der Planunterlagen regen 
wir den barrierefreien Ausbau der das Plangebiet anbindenden Bushaltestellen 
an. 

Beschlussvorschlag zu 56.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Für die Umsetzung der Planung wünschen wir viel Erfolg. Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 56.2. 

59. Staatliches Schulamt für den Hochtaunuskreis und den Wetteraukreis (04.07.2024) 
59.1 Bezugnehmend auf die E-Mail vom 26.06.2024 teile ich Ihnen mit, dass keine 

Einwände gegen oder Anregungen zum o. g. Bebauungsplan bestehen. 
Stellungnahme ohne Anregung   

60. Stadtverwaltung Offenbach (08.07.2024) 
60.1 Vielen Dank für die Beteiligung am o. g. Verfahren. Die Stadt Offenbach am 

Main hat keine Anregungen oder Bedenken. 
Stellungnahme ohne Anregung   

61. Stadtwerke Bad Vilbel GmbH (19.07.2024) 
61.1 Im ausgewiesenen Gebiet der oben genannten Bauleitplanung liegen Gas-, 

Wasser- und Stromleitungen der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH. Die Bestands-
pläne Gas und Wasser erhalten Sie in der Anlage. 

Grundsätzlich ist im Bereich der Leitungen besondere Vorsicht geboten. Arbei-
ten im Bereich aller Versorgungsleitungen, auch der Hausanschlüsse, sind im 
Vorfeld anzuzeigen und müssen mit den Stadtwerken Bad Vilbel einvernehm-
lich abgestimmt werden. 

Beschlussvorschlag zu 61.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Bei den im Plangebiet befindlichen Versorgungsleitungen handelt es sich 
um Hausanschlüsse bzw. um Leitungen im öffentlichen Bereich. Die pla-
nungsrechtliche Absicherung privater Hausanschlüsse sowie von Lei-
tungstrassen im Bereich öffentlicher Verkehrsflächen ist auf der Ebene 
des Bebauungsplans nicht erforderlich. 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen 
der Realisierung. 

  

61.2 Wenn die Belange der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH berücksichtigt werden, be-
stehen keine Bedenken gegen die vorgelegten Unterlagen. 

Zu 61.2: kein Abwägungserfordernis   

61.3 Bezüglich der Stromversorgung erhalten Sie die fachliche Stellungnahme von 
unserem technischen Betriebsführer, der OVAG-Netz-GmbH. Die dort aufge-
führten Punkte bitten wir zu beachten. 

Zu 61.3: kein Abwägungserfordernis   
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 Anlage 1 

 

   

62. Vodafone Hessen GmbH & Co. KG (19.07.2024) 
62.1 Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 26.06.2024. 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen 
geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befin-
den sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neu-
verlegung von Telekommunikationsanlagen ist in dem angefragten Planbereich 
derzeit nicht geplant. 

Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden Tiefbauunter-
nehmen anzufordern. 

Unsere kostenlosen Planauskünfte sind erreichbar via Internet über die Seite: 

https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/index.html 

Stellungnahme ohne Anregung   
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Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planauskünfte einholen. 

Bitte beachten Sie: 

Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Bestandsnetz der Vodafone 
Deutschland GmbH und Vodafone GmbH / Vodafone West GmbH angefordert 
werden. 

Herzlichen Dank! 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei 
immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 

Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfrei-
machung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, 
dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion hier noch 
separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen Kommuni-
kationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu ent-
schuldigen. 

65. Wasserverband Nidda (08.07.2024) 
65.1 Das Gebiet des o.g. B-Plans liegt außerhalb unserer Zuständigkeit, daher 

ergeht keine Stellungnahme. 
Stellungnahme ohne Anregung   
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1.  Amt für Bodenmanagement Büdingen 
Bahnhofstraße 33 
63654 Büdingen 

03.07.24  X  

2.  Avacon Netz GmbH  
Prozesssteuerung DGP 
Anderslebener Str. 62  
39387 Oschersleben 

27.06.24  X  

3.  Bischöfliches Generalvikariat 
Paulustor 5 
36037 Fulda 

    

4.  Bischöfliches Ordinariat 
Postfach 15 60 
55005 Mainz 

    

5.  Botanische Vereinigung für Naturschutz 
in Hessen e.V. 
Geschäftsstelle 
Schiffenberger Weg 14 
35435 Wettenberg 

14.08.24 X  siehe Brief Nr. 28 

6.  Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) 
Landesverband Hessen e.V. 
Geleitsstraße 14 
60599 Frankfurt 

14.08.24 X  siehe Brief Nr. 28 

7.  Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr 
Referat Infra I 3 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 

27.06.24  X  

8.  Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
Hansa Allee 24-26 
60322 Frankfurt/M. 

    

9.  DB Netz AG 
Projekt S 6 
I.NG-MI-N(1) 
Herr Norbert N. Wolf 
Hahnstr. 49 
60528 Frankfurt a. M. 

    

10.  Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien  
Region Mitte 
Camberger Str. 10 
60327 Frankfurt a. M. 

27.06.24 X   

11.  Deutsche Gebirgs- und Wandervereine  
Landesverband Hessen e.V. 
Verteilerstelle Götz 
Erbismühler Weg 25 
61276 Weilrod 

14.08.24 X  siehe Brief Nr. 28 

12.  Deutsche Post Real Estate 
Germany GmbH 
Fritz-Erler-Straße 5 
53113 Bonn 

    



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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13.  Deutsche Telekom Technik GmbH 
T NL Südwest 
PTI 34 
Jahnstr. 54-64 
63150 Heusenstamm 

03.07.24 X   

14.  DFS Flugsicherung GmbH 
SIS/ND 
Am DFS-Campus 10 
63225 Langen 

02.08.24  X  

15.  Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Frankfurt/M. 
Untermainkai 23 - 25 
60329 Frankfurt a. M. 

    

16.  Evangelische Kirche 
in Hessen und Nassau 
Paulusplatz 1 
64285 Darmstadt 

    

17.  Finanzamt Friedberg 
Leonhardstraße 
61169 Friedberg 

    

18.  Gemeindevorstand der Gem. 
Niederdorfelden 
Burgstraße 5 
61138 Niederdorfelden 

    

19.  Handwerkskammer Wiesbaden 
Bierstadter Straße 45 
65189 Wiesbaden 

    

20.  hessenARCHÄOLOGIE 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen  
Abt. Archäologische Denkmalpflege 
Schloss Biebrich / Ostflügel 
65203 Wiesbaden 

21.02.25 X   

21.  Hessen Forst  
Auf der Platte 34  
63667 Nidda 

    

22.  Hessen Mobil – Straßen- und 
Verkehrsmanagement Gelnhausen 
Gutenbergstr. 2–4 
63571 Gelnhausen 

14.08.24 X   

23.  Hessische Gesellschaft  
für Ornithologie und Naturschutz e.V. 
Lindenstraße 5 
61209 Echzell 

14.08.24 X  siehe Brief Nr. 28 

24.  Industrie- und Handelskammer 
Gießen-Friedberg 
Lonystraße 7 
35390 Gießen 

14.08.24  X  

25.  Kreisausschuss des Wetteraukreises 
Fachdienst Strukturförderung und 
Umwelt 
Herr Christian Sperling 
Homburger Straße 17 
61169 Friedberg 

16.08.24 X   



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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26.  Kreishandwerkerschaft 
Am Edelpfad 1 
61169 Friedberg 

    

27.  Landesamt für Denkmalpflege Hessen 
Schloss –Westflügel 
65203 Wiesbaden 

    

28.  Landesjagdverband Hessen e.V. 
Postfach 16 05 
61216 Bad Nauheim 

14.08.24 X   

29.  Landessportbund Hessen e.V. 
Otto-Fleck-Schneise 4 
60528 Frankfurt a.M. 

28.06.24  X  

30.  Landesverband der Jüdischen 
Gemeinden in Hessen 
Hebelstraße 6 
60318 Frankfurt/Main 

    

31.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FB Soziale Sicherung 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

32.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Straßenverkehrsbehörde 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

33.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FB Öffentliche Sicherheit und Ordnung 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

34.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Gewerbe und Markt 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

35.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Brand-, Katastrophen- und Zivilschutz 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

36.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Seniorenbüro, Wohnungswesen, 
Flüchtlingsbetreuung 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

37.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Liegenschaftsverwaltung  
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

24.07.24 X   

38.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Kämmerei & Steuern 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

39.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Abfallwirtschaft und 
Grünflächenpflege 
Theodor-Heuss-Str. 47/51 
61118 Bad Vilbel 

    



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
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40.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Infrastruktur Kanal und Straße 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

41.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FB Techn. Dienste/Bauwesen 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

42.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Kinder in Tagesbetreuung (Kita-Büro) 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

43.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
Vanessa Pape 
Stabstelle Kima und Umwelt 
Am Sonnenplatz 1  
61118 Bad Vilbel 

    

44.  Magistrat der Stadt Frankfurt 
Stadtplanungsamt 
Kurt-Schumacher-Straße 10 
60311 Frankfurt a.M. 

    

45.  Magistrat der Stadt Karben 
FB 5 – Stadtplanung, Bauen, Verkehr 
und Umwelt 
Rathausplatz 1 
61184 Karben 

12.08.24  X  

46.  Naturschutzbund Deutschland 
Landesverband Hessen e.V. 
Friedenstr. 26 
35578 Wetzlar 

14.08.24 X  siehe Brief Nr. 28 

47.  Neuapostolische Kirche 
Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland 
Praunheimer Hohl 1 
60488 Frankfurt a.M. 

    

48.  NRM Netzdienste  
Rhein-Main GmbH 
Solmsstr. 38 
60486 Frankfurt a.M. 

27.06.24  X  

49.  Oberhessische  
Versorgungsbetriebe AG 
Hanauer Str. 9-13 
61169 Friedberg 

16.08.24 X   

50.  PLEdoc mbH 
Postfach 120255 
45312 Essen 

16.07.24  X  

51.  Polizeipräsidium Mittelhessen  
Ferniestraße 8  
35394 Gießen 

01.07.24  X  

52.  Regierungspräsidium Darmstadt 
Dezernat Siedlungswesen und 
Bauleitplanung III 31.2 
Wilhelminenstraße 1-3 
64283 Darmstadt 

15.08.24 X   



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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53.  Regierungspräsidium Darmstadt 
Kampfmittelräumdienst 
Luisenplatz 2 
64283 Darmstadt 

20.08.24 X   

54.  Regionalbauernverband  
Wetterau-Frankfurt a.M. e.V. 
Homburger Str. 9 
61169 Friedberg 

29.07.24 X   

55.  Regionalverband FrankfurtRheinMain 
Poststr. 16 
60329 Frankfurt a.M. 

30.07.24 X   

56.  Rhein-Main-Verkehrsverbund  
GmbH (RMV) 
Alte Bleiche 5 
65719 Hofheim a.T. 

13.08.24 X   

57.  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Landesverband Hessen e.V. 
Rathausstr. 56 
65203 Wiesbaden 

14.08.24 X  siehe Brief Nr. 28 

58.  Seniorenbeirat Bad Vilbel 
c/o Rathaus Bad Vilbel 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

59.  Staatliches Schulamt für den 
Hochtaunuskreis und den Wetteraukreis 
Konrad-Adenauer-Allee 1-11 
61118 Bad Vilbel 

04.07.24  X  

60.  Stadtverwaltung Offenbach 
Berliner Straße 100 
63065 Offenbach 

08.07.24  X  

61.  Stadtwerke Bad Vilbel GmbH 
Theodor-Heuss-Str. 47/51 
61118 Bad Vilbel 

19.07.24 X   

62.  Vodafone Hessen GmbH & Co. KG 
Aachener Straße 746-750 
50933 Köln 

19.07.24  X  

63.  Unternehmerverband Hessischer 
Einzelhandel Mitte-Süd e.V. 
Geschäftsstelle Frankfurt 
Flughafenstraße 4a 
60528 Frankfurt 

    

64.  Verband Hessischer Fischer e.V. 
Hauptgeschäftsstelle 
Rheinstr. 36 
65185 Wiesbaden 

14.08.24 X  siehe Brief Nr. 28 

65.  Wasserverband Nidda 
Hanauer Straße 9-13  
61169 Friedberg 

08.07.24  X  

66.  Wasserverband NIDDER – 
SEEMENBACH 
Hanauer Straße 9-13  
61169 Friedberg 

    

67.  ZOV-Verkehr 
Hanauer Straße 15 
61169 Friedberg 

    



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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68.  Zweckverband für die 
Wasserversorgung des  
Unteren Niddatales 
Rathausplatz 1 
61184 Karben 
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